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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
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vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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I. Aufsichtsbehördliche Genehmigung

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
25.01.2024 folgende Entscheidung getroffen:

„Die vom Ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes 
„Dinkel“ in seiner Sitzung vom 24. April 2019 beschlossene 
Neufassung der Satzung wird gemäß § 58 Abs. 2 des Geset-
zes über Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsge-
setz - WVG) genehmigt.“

II.  Satzung des Wasser- und Bodenverbandes „Dinkel“ in 
der Neufassung vom 24. April 2019

Gemäß § 58 Abs. 2 WVG in der z. Zt. gültigen Fassung, wird 
die Satzung des Wasser- und Bodenverbandes „Dinkel“ vom 
23.06.1994 auf Beschluss des Verbandsausschusses vom 24. 
April 2019 wie folgt geändert:

Satzung 
des Wasser- und Bodenverbandes 

„Dinkel“
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§ 1 
Name, Sitz, Rechtsform

(1)  Der Wasser- und Bodenverband führt den Namen Was-
ser- und Bodenverband „Dinkel“.

(2) Er hat seinen Sitz in Rosendahl, Kreis Coesfeld.

(3)  Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts im Sinne des Gesetzes über Wasser- und Bo-
denverbände (Wasserverbandsgesetz vom 12.02.1991 
- BGBl. I S. 405) in der jeweils geltenden Fassung. Er 
dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner 
Mitglieder. Er verwaltet sich im Rahmen des Gesetzes 
selbst.

§ 2 
Verbandsgebiet

(1)  Das Verbandsgebiet umfasst das oberirdische Einzugs-
gebiet der Dinkel von den Quellen in der Gemeinde 
Rosendahl bis zum Zusammenfluss Dinkel - Holtwicker 
Bach an der Kreisgrenze Coesfeld - Borken, sowie das 
Gebiet vom Legdener Mühlenbach von der Quelle bis 
zur Kreisgrenze Coesfeld – Borken.

(2)  Die Grenze des Verbandsgebietes ergibt sich aus der als 
Anlage zur Satzung beigefügten Übersichtskarte.

§ 3 
Aufgaben

Der Verband hat zur Aufgabe:

1.  Gewässer 2. Ordnung „Dinkel“ und sonstige Gewäs-
ser im Sinne des Wassergesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeswassergesetz -LWG-) in der 
jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit § 39 des 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz -WHG-) in der jeweils geltenden Fas-
sung zu unterhalten,

2.  Gewässer 2. Ordnung „Dinkel“ und sonstige Gewässer 
auszubauen, einschließlich naturnahem Rückbau und 
Unterhaltung von Gewässern, soweit schädliche Gewäs-
serveränderungen gemäß dem Wasserhaushaltsgesetz es 
erfordern und nicht schon eine Pflicht zum Ausgleich 
der Wasserführung besteht, die bei den zuständigen Ge-
bietskörperschaften verbleibt, 

3.  landwirtschaftliche Entwässerungsanlagen und Draina-
gen gegen Kostenerstattung zu unterhalten,

4.  die Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft und Was-
serwirtschaft im Rahmen der Gewässerunterhaltung und 
des -ausbaus zu fördern und den Gewässer-, Boden- und 
Naturschutz fortzuentwickeln,

5.  Flächen, Anlagen und Gewässer zum Schutz des Na-
turhaushalts, des Bodens und für die Landschaftspflege 
gegen Kostenerstattung herzurichten, zu erhalten und zu 
pflegen.

§ 4 
Unternehmen, Plan

(1)  Unternehmen des Verbandes sind alle Maßnahmen, Ar-
beiten und Ermittlungen, die der Erfüllung seiner Auf-
gaben an den Gewässern 2. Ordnung „Dinkel“ und sons-
tigen Gewässern, Grundstücken und Anlagen dienen.

(2)  Der Umfang der Unternehmen ergibt sich aus dem Plan 
(Beschreibung, Zeichnung, Nachweis etc.) der jeweili-
gen Aufgabe.

§ 5 
Mitgliedschaft, Mitgliederverzeichnis

(1) Mitglieder des Verbandes sind

1.  Gruppe A (Erschwerer): Die Eigentümer und Erbbau-
berechtigten von Grundstücken und Anlagen, die die 
Unterhaltung über die bloße Beteiligung am natürlichen 
Abflussvorgang hinaus erschweren.

2.  Gruppe B (Gewässereigentümer und Anlieger): Die 
Gewässereigentümer, die Erbbauberechtigten und die 
Anlieger der vom Verband zu unterhaltenden Gewässer 
2. Ordnung „Dinkel“ und der sonstigen Gewässer und 
Ufergrundstücke (Gewässereigentümer und Anlieger) 
und die Eigentümer von Grundstücken, deren Grund-
stücke durch eine gemeinschaftliche Anlage entwässert 
werden, oder aus einer anderen Maßnahme Vorteile ha-
ben,

3.  Gruppe C (Gemeinden und Städte): Die Gemeinde Ro-
sendahl, die Stadt Gescher, und die Gemeinde Legden 
mit ihren im Verbandsgebiet liegenden Flächen als seit-
liches Einzugsgebiet der zum Verbandsgebiet gehören-
den Gewässer.

(2)  Die auf die jeweiligen Gruppenmitglieder gemäß Abs. 1 
entfallenden Mitglieder werden in einem Mitgliederver-
zeichnis geführt.

§ 6 
Verbandsorgane

Der Verband hat einen Verbandsausschuss und einen Ver-
bandsvorstand.

§ 7 
Zusammensetzung und Wahl des Ausschusses

(1)  Der Verbandsausschuss hat 11 Mitglieder, die ehrenamt-
lich tätig sind

1. Gruppe A  1 Mitglied
2. Gruppe B  5 Mitglieder
3. Gruppe C 5 Mitglieder

 In der Gruppe C entfallen auf
 - die Gemeinde Rosendahl 4 Mitglieder
 - die Stadt Gescher 1 Mitglied.

Eine persönliche Stellvertretung findet nicht statt.

(2)  Die Verbandsmitglieder wählen die Mitglieder des Ver-
bandsausschusses mit Ausnahme der Ausschussmitglie-
der und stellvertretenden Mitglieder der Gruppe C, die 
von der jeweiligen Stadt oder Gemeinde benannt wer-
den. Die auf die Gruppen A und B entfallenden Mitglie-
der werden aus deren Mitte gewählt. Für diese beiden 
Gruppen ist ein Ersatzmitglied zu wählen. Vorstandsmit-
glieder können nicht dem Ausschuss angehören.

(3)  Der Vorsteher lädt die wahlberechtigten Verbandsmit-
glieder der Gruppen A und B durch Bekanntmachung 
nach § 32 der Satzung mit mindestens einwöchiger Frist 
zur Ausschusswahl. Ferner ist die Aufsichtsbehörde zu 
laden. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht 
auf die Zahl der anwesenden Verbandsmitglieder be-
schlussfähig. Hierauf ist in der Bekanntmachung der 
Einladung hinzuweisen.

46
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(4) Der Vorsteher leitet die Wahl.

(5)  Jedes an der Wahl teilnehmende Mitglied hat eine 
Stimme.

(6)  Miteigentümer und um das Grundeigentum streitende 
Personen sind stimmberechtigt. Sie können ihr Stimm-
recht nur einheitlich ausüben.

(7)  Jedes Verbandsmitglied der Gruppe der Gruppen A 
und B hat das Recht, selbst oder durch einen von ihm 
zu bevollmächtigenden Vertreter mitzustimmen. Der 
Vorsteher kann die Vorlage einer schriftlichen Voll-
macht fordern.

(8)  Die Wahl erfolgt durch Handzeichen. Auf Antrag eines 
Mitgliedes erfolgt die Wahl durch geheime Abstim-
mung.

(9)  Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen, gül-
tigen Stimmen der anwesenden Verbandsmitglieder 
erhält. Bei der Ermittlung der Anzahl der Stimmen 
werden Enthaltungen und ungültige Stimmen nicht 
mitgezählt. Kommt eine Mehrheit nicht zustande, so 
ist ein zweiter Wahlgang durchzuführen. Bei erneuter 
Stimmengleichheit entscheidet das vom Vorsteher zu 
ziehende Los.

(10)  Über die Wahl ist eine Niederschrift anzufertigen. Die-
se ist vom Vorsteher und einem Teilnehmer zu unter-
schreiben und zu den Akten zu nehmen. Eine Durch-
schrift erhält die Aufsichtsbehörde.

§ 8 
Amtszeit der Ausschussmitglieder

(1)  Die Amtszeit des Verbandsausschusses beträgt fünf 
Jahre. Sie endet jeweils am 31. Dezember des fünften 
Jahres nach der Wahl.

(2)  Ausscheidende Mitglieder bleiben bis zum Amtsantritt 
der neuen Mitglieder im Amt.

(3)  Scheidet ein Ausschussmitglied vor Ablauf der Amts-
zeit aus, so tritt das für diese Gruppe gewählte Ersatz-
mitglied für den Rest der Amtszeit an dessen Stelle.

(4)  Ist kein Ersatzmitglied mehr vorhanden, kann von der 
Mitgliederversammlung ein neues Ersatzmitglied für 
die Gruppen A und B gewählt werden. Für die Gruppe 
C kann die Stadt bzw. Gemeinde, deren Mitglied aus-
geschieden ist, ein anderes Ausschussmitglied benen-
nen.

§ 9 
Zuständigkeit des Verbandsausschusses

(1)  Der Verbandsausschuss ist für alle Angelegenheiten des 
Wasser- und Bodenverbandes zuständig, soweit in dieser 
Satzung nicht etwas anderes bestimmt ist. Dem Aus-
schuss obliegt insbesondere:

1.  Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie ih-
rer Stellvertreter,

2.  Beschlussfassung über die Änderung des Unterneh-
mens, des Planes oder der Aufgaben sowie über die 
Grundsätze der Geschäftspolitik,

3.  Beschlussfassung über die Satzungsänderung und die 
Auflösung des Verbandes,

4. Wahl der Schaubeauftragten,

5.  Festsetzung des Haushaltsplanes sowie des Nachtrags-
haushaltsplanes und der Veranlagungsrichtlinien,

6. Aufnahme von Darlehen,

7.  Festsetzung der Art und der Höhe der zu erhebenden 
Beiträge,

8. Entlastung des Vorstandes,

9.  Festsetzung von Grundsätzen für Dienst- und Anstel-
lungsverhältnisse, Aufwandsentschädigungen und von 
Vergütungen für Vorstandsmitglieder und Mitglieder des 
Verbandsausschusses,

10.   Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vor-
standsmitgliedern und dem Verband,

11.  Entscheidung über die Durchführung eines Klagever-
fahrens,

12.  Vergabe von Arbeiten und Aufträgen, soweit nicht die 
Zuständigkeit des Vorstandes gegeben ist,

13. Delegation von Aufgaben an einen Förderverband.

(2)  Der Ausschuss kann unbeschadet seiner Rechte nach § 9 
Abs. 1 einzelne Entscheidungen seines Zuständigkeits-
bereiches auf den Vorstand oder den Verbandsvorsteher 
übertragen.

§ 10 
Sitzung des Ausschusses

(1)  Der Verbandsvorsteher lädt den Verbandsausschuss nach 
Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr zur Sitzung 
ein. Unabhängig hiervon ist auf Antrag von 1/3 der Aus-
schussmitglieder vom Vorsteher eine Sitzung einzuberu-
fen.

(2)  Der Verbandsvorsteher lädt die Ausschussmitglieder 
und die Aufsichtsbehörde mit mindestens einwöchiger 
Frist zu den Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In 
dringenden Fällen bedarf es keiner Frist, in der Ladung 
ist darauf hinzuweisen. Die Einladung kann auch durch 
elektronische Medien wie z.B. E-Mail erfolgen.

(3)  Wer an der Teilnahme verhindert ist, teilt dies unverzüg-
lich dem Verbandsvorsteher mit.

(4)  Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Verbandsvorste-
her kann die Öffentlichkeit herstellen, wenn die anwe-
senden Ausschussmitglieder nicht widersprechen.

(5)  Der Verbandsvorsteher leitet die Sitzung. Er hat kein 
Stimmrecht.

(6)  Der Verbandsvorsteher unterrichtet den Vorstand über 
das Ergebnis der Ausschusssitzung.

(7)  Vorstandsmitglieder dürfen an der Ausschusssitzung 
teilnehmen. Sie haben Rederecht.

§ 11 
Beschlüsse im Ausschuss

(1)  Der Ausschuss fasst seine Beschlüsse mit der einfachen 
Mehrheit der gültigen Stimmen der anwesenden Aus-
schussmitglieder. Beschlüsse

 1. gemäß § 74 LWG NRW und
 2.  zu Ausbaumaßnahmen, die einer Plangenehmigung 

oder Planfeststellung bedürfen und ein voraus- 
sichtliches Kostenvolumen von mehr als 50.000 € 
umfassen, 

 bedürfen der Mehrheit von 2/3 der gültigen Stimmen.

(2)  Jedes Mitglied hat nur eine Stimme. Bei der Ermittlung 
der Anzahl der gültigen Stimmen werden Enthaltungen 
und ungültige Stimmen nicht mitgezählt.

(3)  Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwesend sind und form- und 
fristgerecht geladen wurde. Ohne Rücksicht auf die Zahl 
der anwesenden Ausschussmitglieder ist er beschlussfä-
hig, wenn bei der Ladung mitgeteilt wurde, dass ohne 
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Ausschussmit-
glieder beschlossen wird.

(4)  Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten, 
die vom Vorsteher und einem Ausschussmitglied zu un-
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terschreiben ist. Eine Durchschrift erhält die Aufsichts-
behörde.

§ 12 
Zusammensetzung und Wahl des Vorstandes

(1)  Der Verbandsvorstand besteht aus einem Verbandsvor-
steher, seinem Stellvertreter und sechs weiteren Vor-
standsmitgliedern.

(2)  Die Vorstandsmitglieder werden vom Verbandsausschuss 
gewählt. Für die weiteren Vorstandsmitglieder sind per-
sönliche Stellvertreter zu wählen. Ausschussmitglieder 
können nicht zu Vorstandsmitgliedern gewählt werden. 
Das Wahlergebnis ist der Aufsichtsbehörde mitzuteilen.

(3) Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig.

(4)  Der Verbandsausschuss kann eine Regelung zu einer 
jährlichen Aufwandsentschädigung der Vorstandsmit-
glieder festlegen. Dies bedarf der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde.

§ 13 
Amtszeit der Vorstandsmitglieder

(1)  Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von fünf 
Jahren gewählt. Die Amtszeit endet jeweils am 31. De-
zember des fünften Jahres nach der Wahl.

(2)  Ausscheidende Vorstandsmitglieder bleiben bis zum 
Amtsantritt der neuen Mitglieder im Amt.

(3)  Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit 
aus, tritt der für ihn gewählte Vertreter an seine Stelle. 
Für ihn ist ein neuer Stellvertreter zu wählen.

(4)  Scheidet ein stellvertretendes Vorstandsmitglied aus, 
ohne dass das von ihm zu vertretende Vorstandsmitglied 
ausgeschieden ist, ist ein neuer Stellvertreter zu wählen.

§ 14 
Aufgaben des Vorstandes

(1)  Der Vorstand erledigt alle Geschäfte, zu denen nicht 
durch Gesetz oder Satzung der Verbandsausschuss oder 
der Verbandsvorsteher verpflichtet sind.

 Dazu gehören insbesondere

 1. Aufstellung des jährlichen Unterhaltungsplanes,
 2.  Aufstellung von Übersichten gemäß § 74 LWG NRW,
 3.  Vergabe von Aufträgen bis zu 10.000 € für die Durch-

führung von Aufgaben gemäß § 3 der Satzung,
 4.   Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträ-

ge sowie der Jahresrechnung und der Veranlagungs-
richtlinien,

 5. Schadensersatzverfahren zu führen,
 6.   Entscheidungen über ein vor einem Klageverfahren 

durchzuführendes Rechtsmittelverfahren zu treffen,
 7. Vorbereitung der Beschlüsse des Ausschusses.

(2)  Der Vorstand kann Entscheidungen seines Zuständig-
keitsbereiches auf den Verbandsvorsteher übertragen.

§ 15 
Aufgaben des Verbandsvorstehers

(1)  Der Verbandsvorsteher führt den Vorsitz im Vorstand 
und im Ausschuss, soweit geltendes Recht nicht eine an-
dere Regelung vorsieht.

(2)  Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gericht-
lich und außergerichtlich. Erklärungen, durch die der 
Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schrift-
form, sie sind nach Maßgabe der für den jeweiligen Fall 
geltenden Regelung von dem oder den Vertretungsbe-
rechtigten zu unterzeichnen. Wird für ein Geschäft ein 
Bevollmächtigter bestellt, so bedarf die Vollmacht der 
Form des Satzes zwei. Ist eine Erklärung gegenüber dem 
Verband abzugeben, ist sie dem Verbandsvorsteher oder 

dessen Stellvertreter gegenüber auszusprechen. Hat der 
Verband einen Geschäftsführer, kann sie auch ihm ge-
genüber abgegeben werden.

(3)  Der Verbandsvorsteher übt die Dienstaufsicht über die 
Bediensteten des Verbandes aus, einschließlich ihrer 
Einstellung und Entlassung. Einstellung und Entlassung 
bedürfen der Zustimmung des Vorstandes.

(4)  Alle einfachen Geschäfte der laufenden Verwaltung gel-
ten im Namen des Ausschusses bzw. des Vorstandes als 
auf den Verbandsvorsteher übertragen, soweit nicht der 
Ausschuss oder der Vorstand sich für einen bestimmten 
Kreis von Geschäften der laufenden Verwaltung oder für 
einen Einzelfall die Entscheidung vorbehalten.

(5)  Der Verbandsvorsteher unterrichtet den Vorstand in an-
gemessenen Zeitabständen und den Ausschuss mindes-
tens einmal im Jahr über seine Geschäfte.

(6)  Der Verbandsvorsteher beruft nach Bedarf, mindestens 
aber alle fünf Jahre, eine Mitgliederversammlung ein, 
um die Verbandsmitglieder über die Angelegenheiten 
des Verbandes zu unterrichten.

(7) Der Verbandsvorsteher hat insbesondere die Aufgabe,

 1.  Aufträge zur Erfüllung der Aufgaben nach § 3 bis zur 
Höhe von 5.000 € zu vergeben,

 2.  Beschlüsse des Verbandsausschusses und des Ver-
bandsvorstandes auszuführen, 

 3. Beitragsbescheide zu erlassen,
 4. Säumniszuschläge zu erheben,
 5. ein Mitgliederverzeichnis zu führen.

§ 16 
Sitzungen des Vorstandes

(1)  Der Verbandsvorsteher lädt die Vorstandsmitglieder mit 
mindestens einwöchiger Frist zu den Sitzungen und teilt 
die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es 
keiner Frist. In der Ladung ist darauf hinzuweisen. Zu 
den Sitzungen ist auch die Aufsichtsbehörde einzuladen. 
Die Einladung kann auch durch elektronische Medien 
wie z.B. E-Mail erfolgen.

(2)  Wer an der Teilnahme verhindert ist, teilt dieses unver-
züglich seinem Stellvertreter mit. Der Verbandsvorste-
her ist ebenfalls zu benachrichtigen.

(3)  Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Verbandsvorste-
her kann die Öffentlichkeit herstellen, wenn die anwe-
senden Vorstandsmitglieder nicht widersprechen.

(4)  Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 
seiner Mitglieder anwesend sind und rechtzeitig form- 
und fristgerecht geladen wurde. Ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwesenden Vorstandsmitglieder ist er be-
schlussfähig, wenn zum zweiten Mal wegen derselben 
Tagesordnungspunkte geladen wurde oder wenn bei der 
Ladung wegen der Dringlichkeit der Entscheidung mit-
geteilt worden ist, dass ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Vorstandsmitglieder beschlossen werden 
kann.

(5)  Der Vorstand beschließt mit einfacher Mehrheit der 
gültigen Stimmen der anwesenden Vorstandsmitglieder. 
Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Verbandsvorstehers 
den Ausschlag.

(6)  Über die Sitzung des Vorstandes ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die mindestens enthalten muss:

 a) Tag und Ort der Sitzung,
 b) Namen der anwesenden Mitglieder,
 c) Wortlaut der gefassten Beschlüsse.
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§ 17 
Haushaltsplan

(1)  Für alle Einnahmen und Ausgaben des Verbandes ist für 
jedes Haushaltsjahr ein ausgeglichener Haushaltsplan - 
jeweils für die einzelnen Aufgabenbereiche – aufzustel-
len. Bei Bedarf sind auch Nachtragshaushaltspläne auf-
zustellen. Der Haushaltsplan und seine Nachträge sind 
der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Der Haushaltsplan 
bedarf hinsichtlich des Gesamtbetrages der vorgesehe-
nen Kreditaufnahmen der Genehmigung der Aufsichts-
behörde.

(2) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

(3)  Sämtliche Einnahmen des Verbandes dürfen, soweit sie 
keine andere Zweckbestimmung haben, nur verwendet 
werden, um die Ausgaben zu bestreiten und die Verbind-
lichkeiten abzudecken.

(4)  Nicht planmäßige Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht 
oder noch nicht festgesetzt sind, können, sofern der Ver-
band dazu verpflichtet ist oder wenn durch einen Auf-
schub erhebliche Nachteile zu befürchten sind, durch 
den Verbandsvorsteher angewiesen werden. Die An-
weisung ist vom Verbandsvorsteher und einem weiteren 
Vorstandsmitglied zu unterzeichnen. Der Vorstand stellt 
für die nicht planmäßigen Ausgaben unverzüglich einen 
Nachtragshaushalt auf und legt ihn dem Ausschuss zur 
Beschlussfassung vor. Als Anlage ist dem Haushaltsplan 
eine Aufstellung über Rücklagen und eine Übersicht 
über den Schuldenstand des Verbandes beizufügen.

§ 18 
Rechnungslegung und Prüfung

(1)  Der Vorstand stellt in der ersten Hälfte des neuen Haus-
haltsjahres die Jahresrechnung über alle Einnahmen und 
Ausgaben des vergangenen Rechnungsjahres gemäß 
dem Haushaltsplan auf.

(2)  Alle Rechnungen und Belege über Einnahmen und Aus-
gaben sind von zwei vom Ausschuss zu bestimmenden 
Ausschussmitgliedern zu überprüfen. Die zu benennen-
den Ausschussmitglieder unterliegen dem Rotations-
prinzip. Jedes Ausschussmitglied darf höchstens in zwei 
aufeinander folgenden Jahren benannt werden.

(3)  Die benannten Ausschussmitglieder haben das Prüfer-
gebnis in einer Niederschrift festzuhalten und dem Aus-
schuss bekannt zu geben. 

(4)  Die abschließende Prüfung erfolgt durch eine vom Aus-
schuss zu benennende Prüfstelle.

(5) Die Prüfstelle ist mit folgender Prüfung zu beauftragen:

 a) Einhaltung des Haushaltsplanes,
 b)  Inhalt und sachliche Begründung der Rechnungsbe-

träge,
 c) Einhaltung der haushaltsrechtlichen Vorschriften,
 d)  Einhaltung der Vorschriften über Verwaltung und 

Nachweis des Vermögens und der Schulden.

(6)  Die Prüfstelle leitet ihren Prüfbericht dem Verbandsvor-
steher und der Aufsichtsbehörde zu.

§ 19 
Entlastung des Vorstandes

Der Verbandsvorsteher legt die Haushaltsrechnung und den 
Prüfbericht dem Ausschuss vor. Dieser beschließt über die 
Entlastung des Vorstandes.

§ 20 
Pflichten im Interesse der Gewässerunterhaltung

(1)  Ufergrundstücke dürfen nur so bewirtschaftet und ge-
staltet werden, dass die Unterhaltung der Verbandsge-
wässer nicht beeinträchtigt oder unzumutbar erschwert 
wird.

(2)  Die vom Verband Beauftragten sind jederzeit berechtigt, 
die im Verbandsgebiet gelegenen Grundstücke zu betre-
ten und zu benutzen, soweit dies für die Durchführung 
der Verbandsaufgaben erforderlich ist. Das Betreten 
und Benutzen von gewerblichen Betriebsgrundstucken, 
Gartengrundstücken und sonstigen mit Einfriedigungen 
versehenen und verschlossenen Grundstücken ist vorher 
anzukündigen. Dies gilt nicht für landwirtschaftlich ge-
nutzte Grundstücke. Entstehen durch das Benutzen der 
Grundstücke dem Betroffenen unmittelbare Vermögens-
nachteile, kann er einen Ausgleich verlangen.

(3)  Als Weide genutzte Grundstücke, die an Gewässern lie-
gen, sind einzuzäunen. Der Zaun muss mindestens einen 
Abstand von 100 cm zur oberen Böschungskante haben. 
Viehtränken, Übergänge und ähnliche Anlagen sind so 
zu unterhalten, dass sie das Verbandsunternehmen nicht 
behindern.

(4)  Der Abstand von Ackerflächen oder sonstigen intensiv 
landwirtschaftlich genutzten Flächen zum Gewässer 
muss mindestens 100 cm zur oberen Böschungskante 
betragen.

(5)  Die Anlieger haben zu dulden, dass die Ufer bepflanzt 
werden. Sie sind hierzu vorher anzuhören. Bepflanzun-
gen durch die Anlieger sind nur in Abstimmung mit dem 
Verband zulässig. Die Aufsichtsbehörde ist über die ge-
planten Maßnahmen zu informieren.

(6)  Die Eigentümer der Anliegergrundstücke sind verpflich-
tet, das oberhalb der Böschung abgelagerte Räumgut zu 
verwerten, zu beseitigen bzw. beseitigen zu lassen.

(7)  Das Räumgut ist bis zum 1. November eines jeden Jah-
res zu beseitigen. Der Verbandsvorsteher kann im Ein-
zelfall die Frist verlängern.

(8)  Der Ausschuss kann Sonderregelungen bezüglich der 
Räumgutbeseitigung beschließen.

(9)  Die Inhaber von Rechten und Befugnissen haben zu dul-
den, dass die Ausübung vorübergehend behindert oder 
unterbrochen wird, soweit es zur Durchführung des Ver-
bandsunternehmens erforderlich ist.

§ 21 
Benutzen der Grundstücke durch das Unternehmen

(1)  Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten des Gewäs-
sers und seine Anlieger haben die zur Durchführung 
des Verbandsunternehmens erforderlichen Arbeiten und 
Maßnahmen am Gewässer und auf den Ufergrundstü-
cken zu dulden. Insbesondere haben sie zu dulden, dass 
der Verband oder deren Beauftragte die Grundstücke be-
treten oder vorübergehend benutzen.

(2)  Die Anlieger und Hinterlieger haben das Einebnen des 
Aushubs auf ihren Grundstücken zu dulden, soweit da-
durch die bisherige Nutzung nicht dauernd beeinträch-
tigt wird.

(3)  Der Verband strebt eine gleichmäßige Belastung der Ge-
wässeranlieger im Rahmen der Räumgutbeseitigung an.

§ 22 
Verbandsbeiträge, Einnahmen

(1)  Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leis-
ten, die zur Erfüllung seiner Aufgaben und Verbindlich-
keiten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung er-
forderlich sind.

(2)  Die Beiträge bestehen aus Geldleistungen (Geldbeiträ-
ge) und Sachleistungen (Sachbeiträge der Gruppe B).

(3)  Einnahmen des Verbandes sind auch Leistungen Dritter, 
wie z. B. Fördermittel.
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(4)  Die Beiträge werden getrennt für Unterhaltungs- und 
Ausbaumaßnahmen erhoben.

§ 23 
Beitragsverhältnis, Beitragsmaßstab

1. Gewässerunterhaltung

a)  Die Aufwendungen des Verbandes gemäß § 3 Nr. 1 wer-
den, einschließlich der Verwaltungskosten, auf die bei-
tragspflichtigen Mitglieder umgelegt.

b)  Der Geldbeitrag der Erschwerer (Gruppe A) wird auf die 
einzelnen Erschwerer nach dem Maße der Erschwernis 
für die Gewässerunterhaltung umgelegt.

c) Für die Ermittlung des Geldbeitrags der Gruppe C gilt:
  Der Beitrag der Gruppe A wird vom Gesamtaufwand 

abgezogen. Wenn der Sachbeitrag der Mitglieder der 
Gruppe B monetär bewertet und im Haushaltsplan be-
rücksichtigt wird, ist er ebenso abzuziehen. Der ver-
bleibende Betrag ist der Geldbeitrag der Mitglieder der 
Gruppe C.

d)  Der Geldbeitrag der Mitglieder der Gruppe C für die 
Unterhaltung der Gewässer wird auf die einzelnen Städ-
te und Gemeinden nach dem Verhältnis der Flächenin-
halte der Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet der 
vom Verband zu unterhaltenden Gewässer aufgeteilt.

e)  Die Beitragslast für die Herstellung von Drainsaugern 
verteilt sich auf die Mitglieder entsprechend der für die 
einzelnen Grundstücke tatsächlich entstandenen Kosten. 
Die Beitragslast für die Herstellung von Drainsammlern 
verteilt sich auf die Mitglieder entsprechend der für die 
einzelnen Grundstücke anfallenden Saugerlängen. Die 
Beitragslast für Betrieb und Unterhaltung von Drain-
sammlern trifft die jeweils vorteilhabenden Mitglieder 
nach dem Maß der an das System angeschlossenen 
Drainfläche.

2. Gewässerausbau

Aufwendungen des Verbandes zu Gewässerausbaumaßnah-
men gemäß § 3 Nr. 2 werden entsprechend der Bestimmun-
gen des LWG NRW in der jeweils geltenden Fassung um-
gelegt.

§ 24 
Ermittlung der Erschwernisse, Vorteile  

und Verteilung der Lasten

Für die Verteilung der Verbandslasten und die Berechnung 
der Verbandsbeiträge sind vom Vorstand Veranlagungsricht-
linien zu erstellen, in denen die Einzelheiten zur Ermittlung 
der Beiträge bestimmt werden. Die Richtlinien sind vom 
Ausschuss zu beschließen.

§ 25 
Hebeliste

(1)  Der Verbandsvorsteher stellt im Einvernehmen mit dem 
Vorstand die Beiträge, die die Mitglieder nach dem 
Haushaltsplan oder nach den Verpflichtungen des Ver-
bandes aufzubringen haben, nach dem Beitragsverhält-
nis und den Veranlagungsrichtlinien in einer Hebeliste 
fest.

(2)  Die Hebeliste ist durch den Verbandsausschuss zu be-
schließen.

(3)  Die Hebeliste kann auf Verlangen an einer vom Ver-
bandsvorstand zu benennenden Stelle eingesehen wer-
den.

§ 26 
Hebung

(1)  Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge durch Bei-
tragsbescheide. Im Beitragsbescheid sind mindestens 
anzugeben:

 a) der Beitragsmaßstab,
 b) der geschuldete Betrag,
 c) die Bankverbindung des Zahlungsempfängers und
 d) die Fälligkeit.

(2)  Gegen den Beitragsbescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang Klage vor dem zuständigen Verwal-
tungsgericht erhoben werden. Das zuständige Gericht 
ist in der Rechtsmittelbelehrung zu benennen. Dies gilt 
vorbehaltlich der Verpflichtung, ein Vorverfahren durch-
zuführen.

(3)  Für nicht rechtzeitig geleistete Beitragszahlungen kön-
nen Säumniszuschläge erhoben werden.

(4) Das Rechtsmittel hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 27 
Auskunfts- Verschwiegenheitspflicht

(1)  Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband 
auf Verlangen Auskünfte, die für die Beurteilung der mit 
der Mitgliedschaft verbundenen Rechte und Pflichten 
erheblich sind, zu erteilen.

(2)  Vorstandsmitglieder, Mitglieder des Verbandsausschus-
ses und andere Personen, die über die Verbandsgeschäf-
te informiert sind oder informiert wurden, haben über 
die ihnen bekanntwerdenden oder bekanntgeworde-
nen Tatsachen und Rechtsverhältnisse Stillschweigen 
zu bewahren. Im Übrigen bleiben die Vorschriften des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) über die Ver-
schwiegenheit unberührt.

§ 28 
Ordnungsrecht

(1)  Die Mitglieder des Verbandes haben die auf Gesetz und 
Satzung beruhenden Anordnungen zur Durchführung 
des Verbandsunternehmens zu befolgen.

(2)  Kommen sie den Anordnungen nicht innerhalb der 
gesetzten Frist nach, so ist der Verband zu Ersatzvor-
nahmen oder zur Verhängung eines Zwangsgeldes be-
rechtigt. Das Verwaltungsverfahrensgesetz und das Ver-
waltungsvollstreckungsgesetz finden Anwendung.

§ 29 
Änderung der Satzung

(1)  Zuständig für Beschlüsse über Änderungen der Satzung 
ist der Verbandsausschuss.

(2)  Für Beschlüsse zur Änderung der Satzung ist die Mehr-
heit der Stimmen der anwesenden Ausschussmitglieder 
erforderlich. Bei der Ermittlung der Anzahl der gültigen 
Stimmen werden Enthaltungen und ungültige Stimmen 
nicht mitgezählt.

(3)  Änderungen des § 3 der Satzung bedürfen der Mehrheit 
von 2/3 der gültigen Stimmen der anwesenden Mitglie-
der.

(4)  Die Änderung der Satzung bedarf einer Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. Sie ist von der Aufsichtsbehörde 
öffentlich bekannt zu machen.

§ 30 
Satzungsänderung durch die Aufsichtsbehörde

Die Aufsichtsbehörde kann die Änderung der Satzung for-
dern. Kommt der Verband dieser Forderung innerhalb einer 
bestimmten Frist nicht nach, kann die Aufsichtsbehörde die 
Satzung ändern.

§ 31 
Verbandsschau, Schaubeauftragte

(1)  Die Verbandsgewässer und sonstige zum Verbandsun-
ternehmen gehörende Anlagen sind, soweit erforderlich, 
einmal im Jahr zu schauen.
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(2)  Die Verbandsschau wird durch Beauftragte des Verban-
des (Schaubeauftragte) durchgeführt.

(3)  Der Verbandsvorsteher bestimmt Zeit und Ort der Ver-
bandsschau. Die Schaubeauftragten, die Aufsichtsbe-
hörde sowie Städte und Gemeinden mit Gebietsanteilen 
am Verbandsgebiet sind mit zweiwöchiger Frist zu la-
den. Der Verbandsvorsteher kann weitere Personen zu-
lassen.

(4)  Das Ergebnis der Verbandsschau ist in einer Nieder-
schrift festzuhalten. Diese ist vom Verbandsvorsteher 
und einem Schaubeauftragten zu unterzeichnen und der 
Aufsichtsbehörde zur Kenntnis zu geben.

(5)  Die Verbandsschau kann entfallen, wenn die Aufsichts-
behörde eine Schau der Gewässer durchführt. In diesem 
Fall sind die Termine für die Schau zwei Wochen vorher 
durch die Aufsichtsbehörde öffentlich bekanntzuma-
chen. Der Vertreter der Aufsichtsbehörde hält das Ergeb-
nis der Schau in einer Niederschrift fest. Diese ist vom 
Verbandsvorsteher mit zu unterzeichnen und gilt auch 
als Niederschrift der Verbandsschau.

(6)  In Absprache mit der Aufsichtsbehörde veranlasst der 
Verbandsvorsteher die Beseitigung der festgestellten 
Mängel.

§ 32 
Öffentliche Bekanntmachungen

(1)  Die Bekanntmachungen des Verbandes sind unter Anga-
be der Bezeichnung des Verbandes vom Vorsteher oder 
dessen Stellvertreter zu unterzeichnen. Bekanntgemacht 
wird in ortsüblicher Weise in den Gemeinden, in deren 
Gebiet zum Verband gehörende Grundstücke liegen.

(2)  Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt die 
Bekanntmachung des Ortes, an dem die Urkunden ein-
gesehen werden können.

(3)  Erschwerer, die außerhalb der zum Verband gehörenden 
Gemeinden wohnen, können schriftlich informiert wer-
den.

§ 33 
Aufsichtsbehörde

Der Verband unterliegt der Rechtsaufsicht durch die Be-
zirksregierung Münster.

§ 34 
Informationsrecht der Aufsichtsbehörde

(1)  Die Aufsichtsbehörde ist auf Verlangen über die Angele-
genheiten des Verbandes zu unterrichten. Ihr ist Einblick 
in die Unterlagen des Verbandes zu gewähren.

(2)  Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tagesord-
nung zu den Sitzungen der Verbandsorgane einzuladen. 
Ihrem Vertreter ist auf Verlangen das Wort zu erteilen.

§ 35 
Zustimmung zu Geschäften

(1)  Für die folgenden Geschäfte ist die Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde erforderlich:

 1.  zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensge-
genständen,

 2.  zur Aufnahme von Darlehen, die über 5.000 € hinaus-
gehen,

 3.  zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen 
aus Gewährverträgen und zur Bestellung von Sicher-
heiten,

 4.  zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied, 
einschließlich der Vereinbarung von Vergütungen, so-
weit sie über den Ersatz von Aufwendungen hinausge-
hen.

(2)  Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforder-
lich, die einem der in Abs. 1 genannten Geschäfte wirt-
schaftlich gleichkommen.

(3)  Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt die allgemei-
ne Zustimmung mit Begrenzung auf einen Höchstbe-
trag.

(4)  Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Aufsichtsbe-
hörde nicht innerhalb eines Monats auf die schriftliche 
Anzeige des Verbandes ihre Zustimmung versagt. Die 
Frist kann in Einzelfällen um einen Monat verlängert 
werden.

§ 36 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Munster in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 23.06.1994 mit allen Än-
derungen außer Kraft.

Die vom Ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes 
„Dinkel“ in seiner Sitzung am 24. April 2019 beschlosse-
ne Satzung wird gemäß § 58 Wasserverbandsgesetz vom 
12.02.1991 (BGBl. I S. 405) in der jeweils geltenden Fas-
sung aufsichtsbehördlich genehmigt und hiermit gemäß §§ 
58 und 67 WVG öffentlich bekanntgemacht.

Münster, den 25.01.2024 Bezirksregierung Münster 
 Obere Verbandsaufsicht

 Im Auftrag 
 Gez. Ristow
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30  Öffentliche Bekanntmachung über die Änderung 
der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes 
„Untere Berkel“

Bezirksregierung Münster Münster, den 25.01.2024 
54.22-001/2023.0022  Nevinghoff 22 
 48147 Münster

I. Aufsichtsbehördliche Genehmigung

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
25.01.2024 folgende Entscheidung getroffen:

„Die vom Ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes 
„Untere Berkel“ in seiner Sitzung vom 17. April 2019 be-
schlossene Neufassung der Satzung wird gemäß § 58 Abs. 2 
des Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände (Wasserver-
bandsgesetz - WVG) genehmigt.“

II.  Satzung des Wasser- und Bodenverbandes „Untere 
Berkel“ in der Neufassung vom 17. April 2019

Gemäß § 58 Abs. 2 WVG in der z. Zt. gültigen Fassung, 
wird die Satzung des Wasser- und Bodenverbandes „Untere 
Berkel“ vom 13.01.2010 auf Beschluss des Verbandsaus-
schusses vom 17. April 2019 wie folgt geändert:

Satzung 
des Wasser- und Bodenverbandes 

„Untere Berkel“

Inhaltsverzeichnis

§ 1 Name, Sitz, Rechtsform 

§ 2 Verbandsgebiet 

§ 3 Aufgaben

§ 4 Unternehmen, Plan

§ 5 Mitgliedschaft, Mitgliederverzeichnis 

§ 6 Verbandsorgane

§ 7 Zusammensetzung und Wahl des Ausschusses 

§ 8 Amtszeit der Ausschussmitglieder 

§ 9 Zuständigkeit des Ausschusses 

§ 10 Sitzung des Ausschusses 

§ 11 Beschlüsse im Ausschuss

§ 12 Zusammensetzung und Wahl des Vorstandes 

§ 13 Amtszeit der Vorstandsmitglieder 

§ 14 Aufgaben des Vorstandes 

§ 15 Aufgaben des Verbandsvorstehers 

§ 16 Sitzungen des Vorstandes 

§ 17 Haushaltsplan

§ 18 Rechnungslegung und Prüfung 

§ 19 Entlastung des Vorstandes

§ 20 Pflichten im Interesse der Gewässerunterhaltung

§ 21 Benutzen der Grundstücke durch das Unternehmen

§ 22 Verbandsbeitrage, Einnahmen

§ 23 Beitragsverhältnis, Beitragsmaßstab

§ 24  Ermittlung der Erschwernisse, Vorteile und Verteilung 
der Lasten

§ 25 Hebeliste

§ 26 Hebung

§ 27 Auskunfts-/Verschwiegenheitspflicht

§ 28 Ordnungsrecht

§ 29 Änderung der Satzung

§ 30 Satzungsänderung durch die Aufsichtsbehörde

§ 31 Verbandsschau, Schaubeauftragte

§ 32 Öffentliche Bekanntmachungen

§ 33 Aufsichtsbehörde

§ 34 Informationsrecht der Aufsichtsbehörde

§ 35 Zustimmung zu Geschäften

§ 36 Inkrafttreten

§ 1 
Name, Sitz, Rechtsform

(1)  Der Wasser- und Bodenverband führt den Namen Was-
ser- und Bodenverband „Untere Berkel“.

(2) Er hat seinen Sitz in Coesfeld, Kreis Coesfeld.

(3)  Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts im Sinne des Gesetzes über Wasser- und Bo-
denverbände (Wasserverbandsgesetz vom 12.02.1991 
- BGBl. I S. 405) in der jeweils geltenden Fassung. Er 
dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner 
Mitglieder. Er verwaltet sich im Rahmen des Gesetzes 
selbst.

§ 2 
Verbandsgebiet

(1)  Das Verbandsgebiet umfasst das oberirdische Einzugs-
gebiet der Berkel von der Berkelbrücke der L 582 (ober-
halb der Fürstenwiesen in Coesfeld) bis zur Schleuse 
„Große Damhues“ im Bereich der Stadt Coesfeld und 
der Gemeinde Rosendahl im Kreis Coesfeld und der 
Stadt Gescher im Kreis Borken.

(2)  Die Grenze des Verbandsgebietes ergibt sich aus der als 
Anlage zur Satzung beigefügten Übersichtskarte.

§ 3 
Aufgaben

Der Verband hat zur Aufgabe:

1.  Gewässer 2. Ordnung und sonstige Gewässer im Sinne 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz -LWG-) in der jeweils gelten-
den Fassung in Verbindung mit § 39 des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz 
-WHG-) in der jeweils geltenden Fassung zu unterhal-
ten,

2.  Gewässer 2. Ordnung und sonstige Gewässer auszu-
bauen, einschließlich naturnahem Rückbau und Unter-
haltung von Gewässern, soweit schädliche Gewässer-
veränderungen gemäß dem Wasserhaushaltsgesetz es 
erfordern und nicht schon eine Pflicht zum Ausgleich 
der Wasserführung besteht, die bei den zuständigen Ge-
bietskörperschaften verbleibt, 

3.  die Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft und Was-
serwirtschaft im Rahmen der Gewässerunterhaltung und 
des -ausbaus zu fördern und den Gewässer-, Boden- und 
Naturschutz fortzuentwickeln,

4.  Der Verband kann Flächen, Anlagen und Gewässer zum 
Schutze des Naturhaushaltes, des Bodens und für die 
Landschaftspflege herrichten, erhalten und pflegen ge-
gen Kostenerstattung, soweit sie nicht unter Ziffer 1 und 
2 (§ 3) fallen.

§ 4 
Unternehmen, Plan

(1)  Unternehmen des Verbandes sind alle Maßnahmen, Ar-
beiten und Ermittlungen, die der Erfüllung seiner Auf-
gaben an den Gewässern 2. Ordnung und sonstigen Ge-
wässern, Grundstücken und Anlagen dienen.

(2)  Der Umfang der Unternehmen ergibt sich aus dem Plan 
(Beschreibung, Zeichnung, Nachweis etc.) der jeweili-
gen Aufgabe.
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(8)  Die Wahl erfolgt durch Handzeichen. Auf Antrag eines 
Mitgliedes erfolgt die Wahl durch geheime Abstim-
mung.

(9)   Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen, gül-
tigen Stimmen der anwesenden Verbandsmitglieder 
erhält. Bei der Ermittlung der Anzahl der Stimmen 
werden Enthaltungen und ungültige Stimmen nicht 
mitgezählt. Kommt eine Mehrheit nicht zustande, so 
ist ein zweiter Wahlgang durchzuführen. Bei erneuter 
Stimmengleichheit entscheidet das vom Vorsteher zu 
ziehende Los.

(10)  Über die Wahl ist eine Niederschrift anzufertigen. Die-
se ist vom Vorsteher und einem Teilnehmer zu unter-
schreiben und zu den Akten zu nehmen. Eine Durch-
schrift erhält die Aufsichtsbehörde.

§ 8 
Amtszeit der Ausschussmitglieder

(1)  Die Amtszeit des Verbandsausschusses beträgt fünf 
Jahre. Sie endet jeweils am 31. Dezember des fünften 
Jahres nach der Wahl.

(2)  Ausscheidende Mitglieder bleiben bis zum Amtsantritt 
der neuen Mitglieder im Amt.

(3)  Scheidet ein Ausschussmitglied vor Ablauf der Amts-
zeit aus, so tritt das für diese Gruppe gewählte Ersatz-
mitglied für den Rest der Amtszeit an dessen Stelle.

(4)  Scheidet ein Stellvertreter aus, so ist für die Gruppen 
A und B ein neuer Stellvertreter von der Mitglieder-
versammlung zu wählen, für die Gruppe C ist er zu 
benennen. Scheidet ein Ausschussmitglied und dessen 
Stellvertreter aus den Gruppen A und B aus, ist in einer 
außerordentlichen Mitgliederversammlung eine Neu-
wahl für beide Ämter durchzuführen. Für die Gruppe 
C erfolgt in diesem Fall eine Neubenennung.

§ 9 
Zuständigkeit des Verbandsausschusses

(1)  Der Verbandsausschuss ist für alle Angelegenheiten 
des Wasser- und Bodenverbandes zuständig, soweit in 
dieser Satzung nicht etwas anderes bestimmt ist. Dem 
Ausschuss obliegt insbesondere:

1.  Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie 
ihrer Stellvertreter,

2.  Beschlussfassung über die Änderung des Unterneh-
mens, des Planes oder der Aufgaben sowie über die 
Grundsätze der Geschäftspolitik,

3.  Beschlussfassung über die Satzungsänderung und die 
Auflösung des Verbandes,

4.  Wahl der Schaubeauftragten,

5.  Festsetzung des Haushaltsplanes sowie des Nachtrags-
haushaltsplanes und der Veranlagungsrichtlinien,

6.  Aufnahme von Darlehen,

7.  Festsetzung der Art und der Höhe der zu erhebenden 
Beiträge,

8. Entlastung des Vorstandes,

9.  Festsetzung von Grundsätzen für Dienst- und Anstel-
lungsverhältnisse, Aufwandsentschädigungen und von 
Vergütungen für Vorstandsmitglieder und Mitglieder 
des Verbandsausschusses,

10.  Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vor-
standsmitgliedern und dem Verband,

11.  Entscheidung über die Durchführung eines Klagever-
fahrens,

12.  Vergabe von Arbeiten, soweit nicht die Zuständigkeit 
des Vorstandes gegeben ist,

§ 5 
Mitgliedschaft, Mitgliederverzeichnis

(1) Mitglieder des Verbandes sind

1.  Gruppe A (Erschwerer): Die Eigentümer und Erbbau-
berechtigten von Grundstücken und Anlagen, die die 
Unterhaltung über die bloße Beteiligung am natürlichen 
Abflussvorgang hinaus erschweren.

2.  Gruppe B (Gewässereigentümer und Anlieger): Die 
Gewässereigentümer, die Erbbauberechtigten und die 
Anlieger der vom Verband zu unterhaltenden Gewässer 
2. Ordnung und der sonstigen Gewässer und Ufergrund-
stücke.

3.  Gruppe C (Gemeinden und Städte): Die Gemeinde Ro-
sendahl und die Städte Coesfeld und Gescher mit ihren 
im Verbandsgebiet liegenden Flächen als seitliches Ein-
zugsgebiet der zum Verbandsgebiet gehörenden Gewäs-
ser.

(2)  Die auf die jeweiligen Gruppenmitglieder gemäß Abs. 1 
entfallenden Mitglieder werden in einem Mitgliederver-
zeichnis geführt.

§ 6 
Verbandsorgane

Der Verband hat einen Verbandsausschuss und einen Ver-
bandsvorstand.

§ 7 
Zusammensetzung und Wahl des Ausschusses

(1)  Der Verbandsausschuss hat 11 Mitglieder, die ehrenamt-
lich tätig sind

1. Gruppe A  1 Mitglied
2. Gruppe B  5 Mitglieder
3. Gruppe C  5 Mitglieder

 In der Gruppe C entfallen auf
 - die Stadt Coesfeld 2,
 - die Stadt Gescher 2 und
 - die Gemeinde Rosendahl 1 Mitglied.

Eine persönliche Stellvertretung findet nicht statt.

(2)  Die Verbandsmitglieder wählen die Mitglieder des Ver-
bandsausschusses mit Ausnahme der Ausschussmitglie-
der und stellvertretenden Mitglieder der Gruppe C, die 
von der jeweiligen Stadt oder Gemeinde benannt wer-
den. Die auf die Gruppen A und B entfallenden Mitglie-
der werden jeweils aus deren Mitte gewählt. Für diese 
beiden Gruppen ist ein Ersatzmitglied zu wählen. Vor-
standsmitglieder können nicht dem Ausschuss angehö-
ren.

(3)  Der Vorsteher lädt die wahlberechtigten Verbandsmit-
glieder der Gruppen A und B durch Bekanntmachung 
nach § 32 der Satzung mit mindestens einwöchiger Frist 
zur Ausschusswahl. Ferner ist die Aufsichtsbehörde zu 
laden. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht 
auf die Zahl der anwesenden Verbandsmitglieder be-
schlussfähig. Hierauf ist in der Bekanntmachung der 
Einladung hinzuweisen.

(4) Der Vorsteher leitet die Wahl.

(5)  Jedes an der Wahl teilnehmende Mitglied hat eine Stim-
me.

(6)  Miteigentümer und um das Grundeigentum streitende 
Personen sind stimmberechtigt. Sie können ihr Stimm-
recht nur einheitlich ausüben.

(7)  Jedes Verbandsmitglied der Gruppe der Gruppen A und 
B hat das Recht, selbst oder durch einen von ihm zu be-
vollmächtigenden Vertreter mitzustimmen. Der Vorste-
her kann die Vorlage einer schriftlichen Vollmacht for-
dern.
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(3) Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig.

(4)  Der Verbandsausschuss kann eine Regelung zu einer 
jährlichen Aufwandsentschädigung der Vorstandsmit-
glieder festlegen. Dies bedarf der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde.

§ 13 
Amtszeit der Vorstandsmitglieder

(1)  Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von fünf 
Jahren gewählt. Die Amtszeit endet jeweils am 31. De-
zember des fünften Jahres nach der Wahl.

(2)  Ausscheidende Vorstandsmitglieder bleiben bis zum 
Amtsantritt der neuen Mitglieder im Amt.

(3)  Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit 
aus, tritt der für ihn gewählte Vertreter an seine Stelle. 
Für ihn ist ein neuer Stellvertreter zu wählen.

(4)  Scheidet ein stellvertretendes Vorstandsmitglied aus, 
ohne dass das von ihm zu vertretende Vorstandsmitglied 
ausgeschieden ist, ist ein neuer Stellvertreter zu wählen.

§ 14 
Aufgaben des Vorstandes

(1)   Der Vorstand erledigt alle Geschäfte, zu denen nicht 
durch Gesetz oder Satzung der Verbandsausschuss oder 
der Verbandsvorsteher verpflichtet sind.

 Dazu gehören insbesondere

 1. Aufstellung des jährlichen Unterhaltungsplanes,
 2. Aufstellung von Übersichten gemäß § 74 LWG NRW,
 3.  Vergabe von Aufträgen bis zu 20.000 € für die Durch-

führung von Aufgaben gemäß § 3 der Satzung,
 4.  die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nach-

träge sowie der Jahresrechnung und der Veranla-
gungsrichtlinien,

 5. Schadensersatzverfahren zu führen,
 6.  Entscheidungen über ein vor einem Klageverfahren 

durchzuführendes Rechtsmittelverfahren zu treffen,
 7. Vorbereitung der Beschlüsse des Ausschusses.

(2)  Der Vorstand kann Entscheidungen seines Zuständig-
keitsbereiches auf den Verbandsvorsteher übertragen.

§ 15 
Aufgaben des Verbandsvorstehers

(1)  Der Verbandsvorsteher führt den Vorsitz im Vorstand 
und im Ausschuss, soweit geltendes Recht nicht eine an-
dere Regelung vorsieht.

(2)  Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gericht-
lich und außergerichtlich. Erklärungen, durch die der 
Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schrift-
form, sie sind nach Maßgabe der für den jeweiligen Fall 
geltenden Regelung von dem oder den Vertretungsbe-
rechtigten zu unterzeichnen. Wird für ein Geschäft ein 
Bevollmächtigter bestellt, so bedarf die Vollmacht der 
Form des Satzes zwei. Ist eine Erklärung gegenüber dem 
Verband abzugeben, ist sie dem Verbandsvorsteher oder 
dessen Stellvertreter gegenüber auszusprechen. Hat der 
Verband einen Geschäftsführer, kann sie auch ihm ge-
genüber abgegeben werden.

(3)  Der Verbandsvorsteher übt die Dienstaufsicht über die 
Bediensteten des Verbandes aus, einschließlich ihrer 
Einstellung und Entlassung. Einstellung und Entlassung 
bedürfen der Zustimmung des Vorstandes.

(4)  Alle einfachen Geschäfte der laufenden Verwaltung gel-
ten im Namen des Ausschusses bzw. des Vorstandes als 
auf den Verbandsvorsteher übertragen, soweit nicht der 
Ausschuss oder der Vorstand sich für einen bestimmten 
Kreis von Geschäften der laufenden Verwaltung oder für 
einen Einzelfall die Entscheidung vorbehalten.

13. Delegation von Aufgaben an einen Förderverband.

(2)  Der Ausschuss kann unbeschadet seiner Rechte nach § 9 
Abs. 1 einzelne Entscheidungen seines Zuständigkeits-
bereiches auf den Vorstand oder den Verbandsvorsteher 
übertragen.

§ 10 
Sitzung des Ausschusses

(1)  Der Verbandsvorsteher beruft den Verbandsausschuss 
nach Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr ein. Un-
abhängig hiervon ist auf Antrag von 1/3 der Ausschuss-
mitglieder vom Vorsteher eine Sitzung einzuberufen.

(2)  Der Vorsteher lädt die Ausschussmitglieder und die Auf-
sichtsbehörde mit mindestens einwöchiger Frist zu den 
Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden 
Fällen bedarf es keiner Frist; in der Ladung ist darauf 
hinzuweisen.

(3)  Wer an der Teilnahme verhindert ist, teilt dies unverzüg-
lich dem Stellvertreter seiner Gruppe mit. Der Verbands-
vorsteher ist ebenfalls zu benachrichtigen.

(4)  Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Verbandsvorste-
her kann die Öffentlichkeit herstellen, wenn die anwe-
senden Ausschussmitglieder nicht widersprechen.

(5)  Der Vorsteher leitet die Sitzung des Ausschusses. Er hat 
kein Stimmrecht.

(6)  Der Vorsteher unterrichtet den Vorstand über das Ergeb-
nis der Ausschusssitzung.

(7)  Vorstandsmitglieder dürfen an der Ausschusssitzung 
teilnehmen. Sie haben Rederecht.

§ 11 
Beschlüsse im Ausschuss

(1)  Der Ausschuss fasst seine Beschlüsse mit der einfachen 
Mehrheit der gültigen Stimmen der anwesenden Aus-
schussmitglieder. Beschlüsse

 1. gemäß § 74 LWG NRW und
 2.  zu Ausbaumaßnahmen, die einer Plangenehmigung 

oder Planfeststellung bedürfen und ein voraussichtli-
ches Kostenvolumen von mehr als 100.000 € umfas-
sen, 

 bedürfen der Mehrheit von 2/3 der gültigen Stimmen.

(2)  Jedes Mitglied hat nur eine Stimme. Bei der Ermittlung 
der Anzahl der gültigen Stimmen werden Enthaltungen 
und ungültige Stimmen nicht mitgezählt.

(3)  Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist und form- und frist-
gerecht geladen wurde. Ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Ausschussmitglieder ist er beschlussfähig, 
wenn bei der Ladung mitgeteilt wurde, dass ohne Rück-
sicht auf die Zahl der anwesenden Ausschussmitglieder 
beschlossen wird.

(4)  Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten, 
die vom Vorsteher und einem Ausschussmitglied zu un-
terschreiben ist. Eine Durchschrift erhält die Aufsichts-
behörde.

§ 12 
Zusammensetzung und Wahl des Vorstandes

(1)  Der Verbandsvorstand besteht aus einem Verbandsvor-
steher, seinem Stellvertreter und zwei weiteren Vor-
standsmitgliedern.

(2)  Die Vorstandsmitglieder werden vom Verbandsausschuss 
gewählt. Für die weiteren Vorstandsmitglieder sind per-
sönliche Stellvertreter zu wählen. Ausschussmitglieder 
können nicht zu Vorstandsmitgliedern gewählt werden. 
Das Wahlergebnis ist der Aufsichtsbehörde mitzuteilen.
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(4)  Nicht planmäßige Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht 
oder noch nicht festgesetzt sind, können, sofern der Ver-
band dazu verpflichtet ist oder wenn durch einen Auf-
schub erhebliche Nachteile zu befürchten sind, durch 
den Vorsteher angewiesen werden. Die Anweisung ist 
vom Vorsteher und einem weiteren Vorstandsmitglied zu 
unterzeichnen. Der Vorstand stellt für die nicht planmä-
ßigen Ausgaben unverzüglich einen Nachtragshaushalt 
auf und legt ihn dem Ausschuss zur Beschlussfassung 
vor. Als Anlage ist dem Haushaltsplan eine Aufstellung 
über Rücklagen und eine Übersicht über den Schul-
denstand des Verbandes beizufügen.

§ 18 
Rechnungslegung und Prüfung

(1)  Der Vorstand stellt in der ersten Hälfte des neuen Haus-
haltsjahres die Jahresrechnung über alle Einnahmen und 
Ausgaben des vergangenen Rechnungsjahres gemäß 
dem Haushaltsplan auf.

(2)  Alle Rechnungen und Belege über Einnahmen und Aus-
gaben sind von zwei vom Ausschuss zu bestimmenden 
Ausschussmitgliedern zu überprüfen. Die zu benennen-
den Ausschussmitglieder unterliegen dem Rotations-
prinzip. Jedes Ausschussmitglied darf höchstens in zwei 
aufeinander folgenden Jahren benannt werden.

(3)  Die benannten Ausschussmitglieder haben das Prüfer-
gebnis in einer Niederschrift festzuhalten und dem Aus-
schuss bekannt zu geben. 

(4)  Die abschließende Prüfung erfolgt durch eine vom Aus-
schuss zu benennende Prüfstelle.

(5) Die Prüfstelle ist mit folgender Prüfung zu beauftragen:

 a) Einhaltung des Haushaltsplanes,
 b)  Inhalt und sachliche Begründung der Rechnungsbe-

träge,
 c) Einhaltung der haushaltsrechtlichen Vorschriften,
 d)  Einhaltung der Vorschriften über Verwaltung und 

Nachweis des Vermögens und der Schulden.

(6)  Die Prüfstelle leitet ihren Prüfbericht dem Vorsteher und 
der Aufsichtsbehörde zu.

§ 19 
Entlastung des Vorstandes

Der Vorsteher legt die Haushaltsrechnung und den Prüfbe-
richt dem Ausschuss vor. Dieser beschließt über die Entlas-
tung des Vorstandes.

§ 20 
Pflichten im Interesse der Gewässerunterhaltung

(1)  Ufergrundstücke dürfen nur so bewirtschaftet werden, 
dass die Unterhaltung der Verbandsgewässer nicht be-
einträchtigt oder unzumutbar erschwert wird.

(2)  Die vom Verband Beauftragten sind jederzeit berech-
tigt, die im Verbandsgebiet gelegenen Grundstücke zu 
betreten und zu benutzen, soweit dies für die Durch-
führung der Verbandsaufgaben erforderlich ist. Das 
Betreten und Benutzen von gewerblichen Betriebs-
grundstücken, Gartengrundstücken und sonstigen mit 
Einfriedungen versehenen und verschlossenen Grund-
stücken ist vorher anzukündigen. Dies gilt nicht für 
landwirtschaftlich genutzte Grundstücke. Entstehen 
durch das Benutzen der Grundstücke dem Betroffenen 
unmittelbare Vermögensnachteile, kann er einen Aus-
gleich verlangen.

(3)  Als Weide genutzte Grundstücke sind einzuzäunen. 
Der Zaun muss mindestens einen Abstand von 100 cm 
zur oberen Böschungskante haben. Für andere Einfrie-
dungen und Anlagen im Sinne der Bauordnung für das 

(5)  Der Vorsteher unterrichtet den Vorstand in angemesse-
nen Zeitabständen und den Ausschuss mindestens ein-
mal im Jahr über seine Geschäfte.

(6)  Der Vorsteher beruft nach Bedarf, mindestens aber alle 
fünf Jahre, eine Mitgliederversammlung ein, um die 
Verbandsmitglieder über die Angelegenheiten des Ver-
bandes zu unterrichten.

(7) Der Vorsteher hat insbesondere die Aufgabe,

 1.  Aufträge zur Erfüllung der Aufgaben nach § 3 bis zur 
Höhe von 10.000 € zu vergeben,

 2.  Beschlüsse des Verbandsausschusses und des Ver-
bandsvorstandes auszuführen, 

 3. Beitragsbescheide zu erlassen,
 4. Säumniszuschläge zu erheben,
 5. ein Mitgliederverzeichnis zu führen.

§ 16 
Sitzungen des Vorstandes

(1)  Der Vorsteher lädt die Vorstandsmitglieder mit mindes-
tens einwöchiger Frist zu den Sitzungen und teilt die 
Tagesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es kei-
ner Frist. In der Ladung ist darauf hinzuweisen. Zu den 
Sitzungen ist auch die Aufsichtsbehörde einzuladen.

(2)  Wer an der Teilnahme verhindert ist, teilt dieses unver-
züglich seinem Stellvertreter mit. Der Verbandsvorste-
her ist ebenfalls zu benachrichtigen.

(3)  Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Verbandsvorste-
her kann die Öffentlichkeit herstellen, wenn die anwe-
senden Vorstandsmitglieder nicht widersprechen.

(4)  Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 
seiner Mitglieder anwesend sind und rechtzeitig form- 
und fristgerecht geladen wurde. Ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwesenden Vorstandsmitglieder ist er be-
schlussfähig, wenn zum zweiten Mal wegen derselben 
Tagesordnungspunkte geladen wurde oder wenn bei der 
Ladung wegen der Dringlichkeit der Entscheidung mit-
geteilt worden ist, dass ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Vorstandsmitglieder beschlossen werden 
kann.

(5)  Der Vorstand beschließt mit einfacher Mehrheit der 
gültigen Stimmen der anwesenden Vorstandsmitglieder. 
Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Verbandsvorstehers 
den Ausschlag.

(6)  Über die Sitzung des Vorstandes ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die mindestens enthalten muss:

 1. Tag und Ort der Sitzung,
 2. Namen der anwesenden Mitglieder,
 3. Wortlaut der gefassten Beschlüsse.

§ 17 
Haushaltsplan

(1)  Für alle Einnahmen und Ausgaben des Verbandes ist für 
jedes Haushaltsjahr ein ausgeglichener Haushaltsplan - 
jeweils für die einzelnen Aufgabenbereiche – aufzustel-
len. Bei Bedarf sind auch Nachtragshaushaltspläne auf-
zustellen. Der Haushaltsplan und seine Nachträge sind 
der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Der Haushaltsplan 
bedarf hinsichtlich des Gesamtbetrages der vorgesehe-
nen Kreditaufnahmen der Genehmigung der Aufsichts-
behörde.

(2) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

(3)  Sämtliche Einnahmen des Verbandes dürfen, soweit sie 
keine andere Zweckbestimmung haben, nur verwendet 
werden, um die Ausgaben zu bestreiten und die Verbind-
lichkeiten abzudecken.
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auf die beitragspflichtigen Mitglieder umgelegt.

Der Geldbeitrag der Erschwerer (Gruppe A) wird auf die 
einzelnen Erschwerer nach dem Maße der Erschwernis für 
die Gewässerunterhaltung umgelegt.

Für die Ermittlung des Geldbeitrags der Gruppe C gilt:

Der Beitrag der Gruppe A wird vom Gesamtaufwand abge-
zogen. Wenn der Sachbeitrag der Mitglieder der Gruppe B 
monetär bewertet und im Haushaltsplan berücksichtigt wird, 
ist er ebenso abzuziehen. Der verbleibende Betrag ist der 
Geldbeitrag der Mitglieder der Gruppe C.

Der Geldbeitrag der Mitglieder der Gruppe C für die Un-
terhaltung der Gewässer wird auf die einzelnen Mitglieds-
gemeinden nach dem Verhältnis der Flächeninhalte der 
Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet der vom Verband 
zu unterhaltenden Gewässer aufgeteilt.

2. Gewässerausbau

Aufwendungen des Verbandes zu Gewässerausbaumaßnah-
men gemäß § 3 Nr. 2 werden entsprechend der Bestimmun-
gen des LWG NRW in der jeweils geltenden Fassung um-
gelegt.

§ 24 
Ermittlung der Erschwernisse, Vorteile  

und Verteilung der Lasten

Für die Verteilung der Verbandslasten und Berechnung der 
Verbandsbeiträge sind vom Vorstand Veranlagungsrichtlini-
en zu erstellen, in denen die Einzelheiten zur Ermittlung der 
Beiträge bestimmt werden. Die erstellten Richtlinien sind 
vom Ausschuss zu beschließen.

§ 25 
Hebeliste

(1)  Der Vorsteher stellt im Einvernehmen mit dem Vorstand 
die Beiträge, die die Mitglieder nach dem Haushaltsplan 
oder nach den Verpflichtungen des Verbandes aufzubrin-
gen haben, nach dem Beitragsverhältnis und den Veran-
lagungsrichtlinien in einer Hebeliste fest.

(2)  Die Hebeliste ist durch den Verbandsausschuss zu be-
schließen.

(3)  Die Hebeliste kann auf Verlangen an einer vom Ver-
bandsvorstand zu benennenden Stelle eingesehen wer-
den.

§ 26 
Hebung

(1)  Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge durch Bei-
tragsbescheide. Im Beitragsbescheid sind mindestens 
anzugeben:

 a) der Beitragsmaßstab,
 b) der geschuldete Betrag,
 c) die Bankverbindung des Zahlungsempfängers und
 d) die Fälligkeit.

(2)  Gegen den Beitragsbescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang Klage vor dem zuständigen Verwal-
tungsgericht erhoben werden. Das zuständige Gericht 
ist in der Rechtsmittelbelehrung zu benennen. Dies gilt 
vorbehaltlich der Verpflichtung, ein Vorverfahren durch-
zuführen.

(3)  Für nicht rechtzeitig geleistete Beitragszahlungen kön-
nen Säumniszuschläge erhoben werden.

(4) Das Rechtsmittel hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 27 
Auskunfts- Verschwiegenheitspflicht

(1)  Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband 
auf Verlangen Auskünfte, die für die Beurteilung der mit 
der Mitgliedschaft verbundenen Rechte und Pflichten 
erheblich sind, zu erteilen.

Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) können an-
dere Abstände zugelassen werden. Viehtränken, Über-
gänge und ähnliche Anlagen sind so zu unterhalten, 
dass sie das Verbandsunternehmen nicht behindern.

(4)  Der Abstand von Ackerflächen oder sonstigen intensiv 
landwirtschaftlich genutzten Flächen zum Gewässer 
muss mindestens 100 cm zur oberen Böschungskante 
betragen.

(5)  Die Anlieger haben zu dulden, dass die Ufer bepflanzt 
werden. Sie sind hierzu vorher anzuhören. Bepflanzun-
gen durch die Anlieger sind nur in Abstimmung mit 
dem Verband zulässig. Die Aufsichtsbehörde ist über 
die geplanten Maßnahmen zu informieren.

(6)  Der Verband kann einen größeren Abstand der Nut-
zung der an die Gewässer angrenzenden Flächen ver-
langen, wenn dies zum Schutz der Gewässer erforder-
lich ist. Die Aufsichtsbehörde ist über das Vorhaben zu 
informieren.

(7)  Die Eigentümer der Anliegergrundstücke sind ver-
pflichtet, das oberhalb der Böschung abgelagerte 
Räumgut zu verwerten, zu beseitigen bzw. beseitigen 
zu lassen.

(8)  Das Räumgut ist bis zum 1. November eines jeden 
Jahres zu beseitigen. Der Verbandsvorsteher kann im 
Einzelfall die Frist verlängern.

(9)  Der Ausschuss kann Sonderregelungen bezüglich der 
Räumgutbeseitigung beschließen.

(10)  Die Inhaber von Rechten und Befugnissen haben zu 
dulden, dass die Ausübung vorübergehend behindert 
oder unterbrochen wird, soweit es zur Durchführung 
des Verbandsunternehmens erforderlich ist.

§ 21 
Benutzen der Grundstücke durch das Unternehmen

(1)  Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten des Gewäs-
sers und seine Anlieger haben die zur Durchführung 
des Verbandsunternehmens erforderlichen Arbeiten 
und Maßnahmen am Gewässer und auf den Ufergrund-
stücken zu dulden. Insbesondere haben sie zu dulden, 
dass der Verband oder deren Beauftragte die Grundstü-
cke betreten oder vorübergehend benutzen.

(2)  Die Anlieger und Hinterlieger haben das Einebnen des 
Aushubs auf ihren Grundstücken zu dulden, soweit da-
durch die bisherige Nutzung nicht dauernd beeinträch-
tigt wird.

(3)  Der Verband strebt eine gleichmäßige Belastung der 
Gewässeranlieger im Rahmen der Räumgutbeseiti-
gung an.

§ 22 
Verbandsbeiträge, Einnahmen

(1)  Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu 
leisten, die zur Erfüllung seiner Aufgaben und Ver-
bindlichkeiten und zu einer ordentlichen Haushalts-
führung erforderlich sind.

(2)  Die Beiträge bestehen aus Geldleistungen (Geldbeiträ-
ge) und Sachleistungen (Sachbeiträge der Gruppe B).

(3)  Einnahmen des Verbandes sind auch Leistungen Drit-
ter, wie z. B. Fördermittel.

(4)  Die Beiträge werden getrennt für Unterhaltungs- und 
Ausbaumaßnahmen erhoben.

§ 23 
Beitragsverhältnis, Beitragsmaßstab

1. Gewässerunterhaltung

Die Aufwendungen des Verbandes gemäß § 3 Nr. 1 werden 
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(2) Vorstandsmitglieder, Mitglieder des Verbandsausschus-
ses und andere Personen, die über die Verbandsgeschäfte in-
formiert sind oder informiert wurden, haben über die ihnen 
bekanntwerdenden oder bekanntgewordenen Tatsachen und 
Rechtsverhältnisse Stillschweigen zu bewahren. Im Übrigen 
bleiben die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) über die Verschwiegenheit unberührt.

§ 28 
Ordnungsrecht

(1)  Die Mitglieder des Verbandes haben die auf Gesetz und 
Satzung beruhenden Anordnungen zur Durchführung 
des Verbandsunternehmens zu befolgen.

(2)  Kommen sie den Anordnungen nicht innerhalb der 
gesetzten Frist nach, so ist der Vorsteher zu Ersatz-
vornahmen oder zur Verhängung eines Zwangsgeldes 
berechtigt. Das Verwaltungsverfahrensgesetz und das 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz finden Anwendung.

§ 29 
Änderung der Satzung

(1)  Zuständig für Beschlüsse über Änderung der Satzung ist 
der Verbandsausschuss.

(2)  Für Beschlüsse zur Änderung der Satzung ist die Mehr-
heit der anwesenden Ausschussmitglieder erforderlich.

(3)  Änderungen des § 3 der Satzung bedürfen der Mehrheit 
von 3/4 der gültigen Stimmen der anwesenden Mitglie-
der.

(4)  Die Änderung der Satzung bedarf einer Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. Sie ist von der Aufsichtsbehörde 
öffentlich bekannt zu machen.

§ 30 
Satzungsänderung durch die Aufsichtsbehörde

Die Aufsichtsbehörde kann die Änderung der Satzung for-
dern. Kommt der Verband dieser Forderung innerhalb einer 
bestimmten Frist nicht nach, kann die Aufsichtsbehörde die 
Satzung ändern.

§ 31 
Verbandsschau, Schaubeauftragte

(1)  Die Verbandsgewässer und sonstigen nach § 3 und 4 
zum Verbandsunternehmen gehörenden Anlagen sind, 
soweit erforderlich, einmal im Jahr zu schauen.

(2)  Die Verbandsschau wird durch Beauftragte des Verban-
des (Schaubeauftragte) durchgeführt.

(3)  Der Verbandsvorsteher bestimmt Zeit und Ort der Ver-
bandsschau. Die Schaubeauftragten, die Aufsichtsbe-
hörde sowie Städte und Gemeinden mit Gebietsanteilen 
am Verbandsgebiet sind mit zweiwöchiger Frist zu la-
den. Der Verbandsvorsteher kann weitere Personen zu-
lassen.

(4)  Das Ergebnis der Verbandsschau ist in einer Nieder-
schrift festzuhalten. Diese ist vom Vorsteher und einem 
Schaubeauftragten zu unterzeichnen und der Aufsichts-
behörde zur Kenntnis zu geben.

(5)  Die Verbandsschau kann entfallen, wenn die Aufsichts-
behörde eine Schau der Gewässer durchführt. In diesem 
Fall sind die Termine für die Schau zwei Wochen vorher 
durch die Aufsichtsbehörde öffentlich bekannt zu ma-
chen. Der Vertreter der Aufsichtsbehörde hält das Ergeb-
nis der Schau in einer Niederschrift fest. Diese ist vom 
Verbandsvorsteher mit zu unterzeichnen und gilt auch 
als Niederschrift der Verbandsschau.

(6)  In Absprache mit der Aufsichtsbehörde veranlasst der 
Verbandsvorsteher die Beseitigung der festgestellten 
Mängel.

§ 32 
Öffentliche Bekanntmachungen

(1)  Die Bekanntmachungen des Verbandes sind unter An-
gabe der Bezeichnung des Verbandes vom Vorsteher 
oder einem anderen Bevollmächtigten zu unterzeich-
nen. Bekannt gemacht wird in ortsüblicher Weise in den 
Gemeinden, in deren Gebiet zum Verband gehörende 
Grundstücke liegen.

(2)  Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt die 
Bekanntmachung des Ortes, an dem die Urkunden ein-
gesehen werden können.

(3)  Erschwerer, die außerhalb der zum Verband gehörenden 
Gemeinden wohnen, können schriftlich informiert wer-
den.

§ 33 
Aufsichtsbehörde

Der Verband unterliegt der Rechtsaufsicht durch die Be-
zirksregierung Münster.

§ 34 
Informationsrecht der Aufsichtsbehörde

(1)  Die Aufsichtsbehörde ist auf Verlangen über die Angele-
genheiten des Verbandes zu unterrichten. Ihr ist Einblick 
in die Unterlagen des Verbandes zu gewähren.

(2)  Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tagesord-
nung zu den Sitzungen der Verbandsorgane einzuladen. 
Ihrem Vertreter ist auf Verlangen das Wort zu erteilen.

§ 35 
Zustimmung zu Geschäften

(1)  Für die folgenden Geschäfte ist die Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde erforderlich:

 1. z ur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensge-
genständen,

 2.  zur Aufnahme von Darlehen, die über 10.000 € hin-
ausgehen,

 3.  zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen 
aus Gewährverträgen und zur Bestellung von Sicher-
heiten,

 4.  zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied, 
einschließlich der Vereinbarung von Vergütungen, so-
weit sie über den Ersatz von Aufwendungen hinausge-
hen.

(2)  Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforder-
lich, die einem der in Abs. 1 genannten Geschäfte wirt-
schaftlich gleichkommen.

(3)  Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt die allgemei-
ne Zustimmung mit Begrenzung auf einen Höchstbe-
trag.

(4)  Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Aufsichtsbe-
hörde nicht innerhalb eines Monats auf die schriftliche 
Anzeige des Verbandes ihre Zustimmung versagt. Die 
Frist kann in Einzelfällen um einen Monat verlängert 
werden.

§ 36 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 13.01.2010 (im Amtsblatt 
01/2010 des Kreises Coesfeld vom 15.01.2010 veröffent-
licht) außer Kraft.

Die vom Ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes „Un-
tere Berkel“ in seiner Sitzung am 17. April 2019 beschlos-
sene Satzung wird gemäß § 58 Wasserverbandsgesetz vom 
12.02.1991 (BGBl I S. 405) in der jeweils geltenden Fas-
sung aufsichtsbehördlich genehmigt und hiermit gemäß §§ 
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58 und 67 WVG öffentlich bekanntgemacht.

Münster, den 25.01.2024 Bezirksregierung Münster 
 Obere Verbandsaufsicht

 Im Auftrag 
 Gez. Ristow
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§ 33 Aufsichtsbehörde

§ 34 Informationsrecht der Aufsichtsbehörde

§ 35 Zustimmung zu Geschäften

§ 36 Inkrafttreten

§ 1 
Name, Sitz, Rechtsform

(1)  Der Wasser- und Bodenverband führt den Namen Was-
ser- und Bodenverband „Mittlere Berkel“.

(2) Er hat seinen Sitz in Rosendahl, Kreis Coesfeld.

(3)  Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts im Sinne des Gesetzes über Wasser- und Bo-
denverbände (Wasserverbandsgesetz vom 12.02.1991 
- BGBl. I S. 405) in der jeweils geltenden Fassung. Er 
dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner 
Mitglieder. Er verwaltet sich im Rahmen des Gesetzes 
selbst.

§ 2 
Verbandsgebiet

(1)  Das Verbandsgebiet umfasst das oberirdische Einzugs-
gebiet der Berkel im Bereich der Stadt Billerbeck, der 
Stadt Coesfeld und der Gemeinde Rosendahl von der 
Bahnlinie Coesfeld-Münster bis zur Bahnlinie Dort-
mund-Gronau.

(2)  Die Grenze des Verbandsgebietes ergibt sich aus der als 
Anlage zur Satzung beigefügten Übersichtskarte.

§ 3 
Aufgaben

Der Verband hat zur Aufgabe:

1.  Gewässer 2. Ordnung und sonstige Gewässer im Sinne 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz -LWG-) in der jeweils gelten-
den Fassung in Verbindung mit § 39 des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz 
-WHG-) in der jeweils geltenden Fassung zu unterhal-
ten,

2.  Gewässer 2. Ordnung und sonstige Gewässer auszu-
bauen, einschließlich naturnahem Rückbau und Unter-
haltung von Gewässern, soweit schädliche Gewässer-
veränderungen gemäß dem Wasserhaushaltsgesetz es 
erfordern und nicht schon eine Pflicht zum Ausgleich 
der Wasserführung besteht, die bei den zuständigen Ge-
bietskörperschaften verbleibt, 

3.  die Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft und Was-
serwirtschaft im Rahmen der Gewässerunterhaltung und 
des -ausbaus zu fördern und den Gewässer-, Boden- und 
Naturschutz fortzuentwickeln,

4.  Flächen, Anlagen und Gewässer gegen Kostenerstattung 
zum Schutze des Naturhaushaltes, des Bodens und für 
die Landschaftspflege herzurichten, zu erhalten und zu 
pflegen.

§ 4 
Unternehmen, Plan

(1)  Unternehmen des Verbandes sind alle Maßnahmen, Ar-
beiten und Ermittlungen, die der Erfüllung seiner Auf-
gaben an den Gewässern 2. Ordnung und sonstigen Ge-
wässern, Grundstücken und Anlagen dienen.

(2)  Der Umfang der Unternehmen ergibt sich aus dem Plan 
(Beschreibung, Zeichnung, Nachweis etc.) der jeweili-
gen Aufgabe.

§ 5 
Mitgliedschaft, Mitgliederverzeichnis

(1) Mitglieder des Verbandes sind

31  Öffentliche Bekanntmachung über die Änderung 
der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes 
„Mittlere Berkel“

Bezirksregierung Münster  Münster, den 25.01.2024 
54.22-001/2023.0021 Nevinghoff 22 
 48147 Münster

I. Aufsichtsbehördliche Genehmigung

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
25.01.2024 folgende Entscheidung getroffen:

„Die vom Ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes 
„Mittlere Berkel“ in seiner Sitzung vom 02. Mai 2019 be-
schlossene Neufassung der Satzung wird gemäß § 58 Abs. 2 
des Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände (Wasserver-
bandsgesetz - WVG) genehmigt.“

II.  Satzung des Wasser- und Bodenverbandes „Mittlere 
Berkel“ in der Neufassung vom 02. Mai 2019

Gemäß § 58 Abs. 2 WVG in der z. Zt. gültigen Fassung, 
wird die Satzung des Wasser- und Bodenverbandes „Mittle-
re Berkel“ vom 15.08.2011 auf Beschluss des Verbandsaus-
schusses vom 02. Mai 2019 wie folgt geändert:

Satzung 
des Wasser- und Bodenverbandes 

„Mittlere Berkel“
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(9)  Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen, gül-
tigen Stimmen der anwesenden Verbandsmitglieder 
erhält. Bei der Ermittlung der Anzahl der Stimmen 
werden Enthaltungen und ungültige Stimmen nicht 
mitgezählt. Kommt eine Mehrheit nicht zustande, so 
ist ein zweiter Wahlgang durchzuführen. Bei erneuter 
Stimmengleichheit entscheidet das vom Vorsteher zu 
ziehende Los.

(10)  Über die Wahl ist eine Niederschrift anzufertigen. Die-
se ist vom Vorsteher und einem Teilnehmer zu unter-
schreiben und zu den Akten zu nehmen. Eine Durch-
schrift erhält die Aufsichtsbehörde.

§ 8 
Amtszeit der Ausschussmitglieder

(1)  Die Amtszeit des Verbandsausschusses beträgt fünf 
Jahre. Sie endet jeweils am 31. Dezember des fünften 
Jahres nach der Wahl.

(2)  Ausscheidende Mitglieder bleiben bis zum Amtsantritt 
der neuen Mitglieder im Amt.

(3)  Scheidet ein Ausschussmitglied vor Ablauf der Amts-
zeit aus, so tritt das für diese Gruppe gewählte Ersatz-
mitglied für den Rest der Amtszeit an dessen Stelle.

(4)  Scheidet ein Stellvertreter aus, so ist für die Gruppen 
A und B ein neuer Stellvertreter von der Mitglieder-
versammlung zu wählen, für die Gruppe C ist er zu 
benennen. Scheidet ein Ausschussmitglied und dessen 
Stellvertreter aus den Gruppen A und B aus, ist in einer 
außerordentlichen Mitgliederversammlung eine Neu-
wahl für beide Ämter durchzuführen. Für die Gruppe 
C erfolgt in diesem Fall eine Neubenennung.

§ 9 
Zuständigkeit des Verbandsausschusses

(1)  Der Verbandsausschuss ist für alle Angelegenheiten 
des Wasser- und Bodenverbandes zuständig, soweit in 
dieser Satzung nicht etwas anderes bestimmt ist. Dem 
Ausschuss obliegt insbesondere:

1.  Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie 
ihrer Stellvertreter,

2.  Beschlussfassung über die Änderung des Unterneh-
mens, des Planes oder der Aufgaben sowie über die 
Grundsätze der Geschäftspolitik,

3.  Beschlussfassung über die Satzungsänderung und die 
Auflösung des Verbandes,

4. Wahl der Schaubeauftragten,

5.  Festsetzung des Haushaltsplanes sowie des Nachtrags-
haushaltsplanes und der Veranlagungsrichtlinien,

6. Aufnahme von Darlehen,

7.  Festsetzung der Art und der Höhe der zu erhebenden 
Beiträge,

8. Entlastung des Vorstandes,

9.  Festsetzung von Grundsätzen für Dienst- und Anstel-
lungsverhältnisse, Aufwandsentschädigungen und von 
Vergütungen für Vorstandsmitglieder und Mitglieder 
des Verbandsausschusses,

10.  Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vor-
standsmitgliedern und dem Verband,

11.  Entscheidung über die Durchführung eines Klagever-
fahrens,

12.  Vergabe von Arbeiten, soweit nicht die Zuständigkeit 
des Vorstandes gegeben ist,

13. Delegation von Aufgaben an einen Förderverband.

(2)  Der Ausschuss kann unbeschadet seiner Rechte nach 

1.  Gruppe A (Erschwerer): Die Eigentümer und Erbbau-
berechtigten von Grundstücken und Anlagen, die die 
Unterhaltung über die bloße Beteiligung am natürlichen 
Abflussvorgang hinaus erschweren.

2.  Gruppe B (Gewässereigentümer und Anlieger): Die 
Gewässereigentümer, die Erbbauberechtigten und die 
Anlieger der vom Verband zu unterhaltenden Gewässer 
2. Ordnung und der sonstigen Gewässer und Ufergrund-
stücke.

3.  Gruppe C (Gemeinden und Städte): Die Gemeinde Ro-
sendahl und die Städte Coesfeld und Billerbeck mit ih-
ren im Verbandsgebiet liegenden Flächen als seitliches 
Einzugsgebiet der zum Verbandsgebiet gehörenden Ge-
wässer.

(2)  Die auf die jeweiligen Gruppenmitglieder gemäß Abs. 1 
entfallenden Mitglieder werden in einem Mitgliederver-
zeichnis geführt.

§ 6 
Verbandsorgane

Der Verband hat einen Verbandsausschuss und einen Ver-
bandsvorstand.

§ 7 
Zusammensetzung und Wahl des Ausschusses

(1)  Der Verbandsausschuss hat 11 Mitglieder, die ehrenamt-
lich tätig sind

 1. Gruppe A   1 Mitglied
 2. Gruppe B   5 Mitglieder
 3. Gruppe C   5 Mitglieder

  In der Gruppe C entfallen auf
  - die Gemeinde Rosendahl 2,
  - die Stadt Coesfeld 2 und
  - die Stadt Billerbeck 1 Mitglied.

Eine persönliche Stellvertretung findet nicht statt.

(2)  Die Verbandsmitglieder wählen die Mitglieder des Ver-
bandsausschusses mit Ausnahme der Ausschussmitglie-
der und des stellvertretenden Mitglieds der Gruppe C, 
die von der jeweiligen Stadt oder Gemeinde benannt 
werden. Die auf die Gruppen A und B entfallenden 
Mitglieder werden jeweils aus deren Mitte gewählt. Für 
diese beiden Gruppen ist ein Ersatzmitglied zu wählen. 
Vorstandsmitglieder können nicht dem Ausschuss ange-
hören.

(3)  Der Vorsteher lädt die wahlberechtigten Verbandsmit-
glieder der Gruppen A und B durch Bekanntmachung 
nach § 32 der Satzung mit mindestens einwöchiger Frist 
zur Ausschusswahl. Ferner ist die Aufsichtsbehörde zu 
laden. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht 
auf die Zahl der anwesenden Verbandsmitglieder be-
schlussfähig. Hierauf ist in der Bekanntmachung der 
Einladung hinzuweisen.

(4) Der Vorsteher leitet die Wahl.

(5)  Jedes an der Wahl teilnehmende Mitglied hat eine Stim-
me.

(6)  Miteigentümer und um das Grundeigentum streitende 
Personen sind stimmberechtigt. Sie können ihr Stimm-
recht nur einheitlich ausüben.

(7)  Jedes Verbandsmitglied der Gruppe der Gruppen A und 
B hat das Recht, selbst oder durch einen von ihm zu be-
vollmächtigenden Vertreter mitzustimmen. Der Vorste-
her kann die Vorlage einer schriftlichen Vollmacht for-
dern.

(8)  Die Wahl erfolgt durch Handzeichen. Auf Antrag eines 
Mitgliedes erfolgt die Wahl durch geheime Abstim-
mung.
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§ 9 Abs. 1 einzelne Entscheidungen seines Zuständig-
keitsbereiches auf den Vorstand oder den Verbandsvor-
steher übertragen.

§ 10 
Sitzung des Ausschusses

(1)  Der Verbandsvorsteher beruft den Verbandsausschuss 
nach Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr ein. Un-
abhängig hiervon ist auf Antrag von 1/3 der Ausschuss-
mitglieder vom Vorsteher eine Sitzung einzuberufen.

(2)  Der Vorsteher lädt die Ausschussmitglieder und die Auf-
sichtsbehörde mit mindestens einwöchiger Frist zu den 
Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden 
Fällen bedarf es keiner Frist; in der Ladung ist darauf 
hinzuweisen.

(3)  Wer an der Teilnahme verhindert ist, teilt dies unverzüg-
lich dem Stellvertreter seiner Gruppe mit. Der Verbands-
vorsteher ist ebenfalls zu benachrichtigen.

(4)  Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Verbandsvorste-
her kann die Öffentlichkeit herstellen, wenn die anwe-
senden Ausschussmitglieder nicht widersprechen.

(5)  Der Vorsteher leitet die Sitzung des Ausschusses. Er hat 
kein Stimmrecht.

(6)  Der Vorsteher unterrichtet den Vorstand über das Ergeb-
nis der Ausschusssitzung.

(7)  Vorstandsmitglieder dürfen an der Ausschusssitzung 
teilnehmen. Sie haben Rederecht.

§ 11 
Beschlüsse im Ausschuss

(1)  Der Ausschuss fasst seine Beschlüsse mit der einfachen 
Mehrheit der gültigen Stimmen der anwesenden Aus-
schussmitglieder. Beschlüsse

 1. gemäß § 74 LWG NRW und

 2.  zu Ausbaumaßnahmen, die einer Plangenehmigung 
oder Planfeststellung bedürfen und ein voraussichtli-
ches Kostenvolumen von mehr als 50.000 € umfassen, 

 bedürfen der Mehrheit von 2/3 der gültigen Stimmen.

(2)  Jedes Mitglied hat nur eine Stimme. Bei der Ermittlung 
der Anzahl der gültigen Stimmen werden Enthaltungen 
und ungültige Stimmen nicht mitgezählt.

(3)  Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist und form- und frist-
gerecht geladen wurde. Ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Ausschussmitglieder ist er beschlussfähig, 
wenn bei der Ladung mitgeteilt wurde, dass ohne Rück-
sicht auf die Zahl der anwesenden Ausschussmitglieder 
beschlossen wird.

(4)  Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten, 
die vom Vorsteher und einem Ausschussmitglied zu un-
terschreiben ist. Eine Durchschrift erhält die Aufsichts-
behörde.

§ 12 
Zusammensetzung und Wahl des Vorstandes

(1)  Der Verbandsvorstand besteht aus einem Verbandsvor-
steher, seinem Stellvertreter und sechs weiteren Vor-
standsmitgliedern.

(2)  Die Vorstandsmitglieder werden vom Verbandsausschuss 
gewählt. Für die weiteren Vorstandsmitglieder sind per-
sönliche Stellvertreter zu wählen. Ausschussmitglieder 
können nicht zu Vorstandsmitgliedern gewählt werden. 
Das Wahlergebnis ist der Aufsichtsbehörde mitzuteilen.

(3) Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig.

(4)  Der Verbandsausschuss kann eine Regelung zu einer 

jährlichen Aufwandsentschädigung der Vorstandsmit-
glieder festlegen. Dies bedarf der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde.

§ 13 
Amtszeit der Vorstandsmitglieder

(1)  Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von fünf 
Jahren gewählt. Die Amtszeit endet jeweils am 31. De-
zember des fünften Jahres nach der Wahl.

(2)  Ausscheidende Vorstandsmitglieder bleiben bis zum 
Amtsantritt der neuen Mitglieder im Amt.

(3)  Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit 
aus, tritt der für ihn gewählte Vertreter an seine Stelle. 
Für ihn ist ein neuer Stellvertreter zu wählen.

(4)  Scheidet ein stellvertretendes Vorstandsmitglied aus, 
ohne dass das von ihm zu vertretende Vorstandsmitglied 
ausgeschieden ist, ist ein neuer Stellvertreter zu wählen.

§ 14 
Aufgaben des Vorstandes

(1)  Der Vorstand erledigt alle Geschäfte, zu denen nicht 
durch Gesetz oder Satzung der Verbandsausschuss oder 
der Verbandsvorsteher verpflichtet sind.

 Dazu gehören insbesondere

 1. Aufstellung des jährlichen Unterhaltungsplanes,
 2. Aufstellung von Übersichten gemäß § 74 LWG NRW,
 3.  Vergabe von Aufträgen bis zu 10.000 € für die Durch-

führung von Aufgaben gemäß § 3 der Satzung,
 4.  die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nach-

träge sowie der Jahresrechnung und der Veranla-
gungsrichtlinien,

 5.  Schadensersatzverfahren zu führen,
 6.  Entscheidungen über ein vor einem Klageverfahren 

durchzuführendes Rechtsmittelverfahren zu treffen,
 7. Vorbereitung der Beschlüsse des Ausschusses.

(2)  Der Vorstand kann Entscheidungen seines Zuständig-
keitsbereiches auf den Verbandsvorsteher übertragen.

§ 15 
Aufgaben des Verbandsvorstehers

(1)  Der Verbandsvorsteher führt den Vorsitz im Vorstand 
und im Ausschuss, soweit geltendes Recht nicht eine an-
dere Regelung vorsieht.

(2)  Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gericht-
lich und außergerichtlich. Erklärungen, durch die der 
Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schrift-
form, sie sind nach Maßgabe der für den jeweiligen Fall 
geltenden Regelung von dem oder den Vertretungsbe-
rechtigten zu unterzeichnen. Wird für ein Geschäft ein 
Bevollmächtigter bestellt, so bedarf die Vollmacht der 
Form des Satzes zwei. Ist eine Erklärung gegenüber dem 
Verband abzugeben, ist sie dem Verbandsvorsteher oder 
dessen Stellvertreter gegenüber auszusprechen. Hat der 
Verband einen Geschäftsführer, kann sie auch ihm ge-
genüber abgegeben werden.

(3)  Der Verbandsvorsteher übt die Dienstaufsicht über die 
Bediensteten des Verbandes aus, einschließlich ihrer 
Einstellung und Entlassung. Einstellung und Entlassung 
bedürfen der Zustimmung des Vorstandes.

(4)  Alle einfachen Geschäfte der laufenden Verwaltung gel-
ten im Namen des Ausschusses bzw. des Vorstandes als 
auf den Verbandsvorsteher übertragen, soweit nicht der 
Ausschuss oder der Vorstand sich für einen bestimmten 
Kreis von Geschäften der laufenden Verwaltung oder für 
einen Einzelfall die Entscheidung vorbehalten.

(5)  Der Vorsteher unterrichtet den Vorstand in angemesse-
nen Zeitabständen und den Ausschuss mindestens ein-
mal im Jahr über seine Geschäfte.
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(6)  Der Vorsteher beruft nach Bedarf, mindestens aber alle 
fünf Jahre, eine Mitgliederversammlung ein, um die 
Verbandsmitglieder über die Angelegenheiten des Ver-
bandes zu unterrichten.

(7) Der Vorsteher hat insbesondere die Aufgabe,

 1.  Aufträge zur Erfüllung der Aufgaben nach § 3 bis zur 
Höhe von 5.000 € zu vergeben,

 2.  Beschlüsse des Verbandsausschusses und des Ver-
bandsvorstandes auszuführen, 

 3. Beitragsbescheide zu erlassen,
 4. Säumniszuschläge zu erheben,
 5. ein Mitgliederverzeichnis zu führen.

§ 16 
Sitzungen des Vorstandes

(1)  Der Vorsteher lädt die Vorstandsmitglieder mit mindes-
tens einwöchiger Frist zu den Sitzungen und teilt die 
Tagesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es kei-
ner Frist. In der Ladung ist darauf hinzuweisen. Zu den 
Sitzungen ist auch die Aufsichtsbehörde einzuladen.

(2)  Wer an der Teilnahme verhindert ist, teilt dieses unver-
züglich seinem Stellvertreter mit. Der Verbandsvorste-
her ist ebenfalls zu benachrichtigen.

(3)  Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Verbandsvorste-
her kann die Öffentlichkeit herstellen, wenn die anwe-
senden Vorstandsmitglieder nicht widersprechen.

(4)  Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 
seiner Mitglieder anwesend sind und form- und fristge-
recht geladen wurde. Ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Vorstandsmitglieder ist er beschlussfähig, 
wenn zum zweiten Mal wegen derselben Tagesord-
nungspunkte geladen wurde oder wenn bei der Ladung 
wegen der Dringlichkeit der Entscheidung mitgeteilt 
worden ist, dass ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Vorstandsmitglieder beschlossen werden kann.

(5)  Der Vorstand beschließt mit einfacher Mehrheit der 
gültigen Stimmen der anwesenden Vorstandsmitglieder. 
Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Verbandsvorstehers 
den Ausschlag.

(6)  Über die Sitzung des Vorstandes ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die mindestens enthalten muss:

 1. Tag und Ort der Sitzung,
 2. Namen der anwesenden Mitglieder,
 3. Wortlaut der gefassten Beschlüsse.

§ 17 
Haushaltsplan

(1)  Für alle Einnahmen und Ausgaben des Verbandes ist für 
jedes Haushaltsjahr ein ausgeglichener Haushaltsplan - 
jeweils für die einzelnen Aufgabenbereiche – aufzustel-
len. Bei Bedarf sind auch Nachtragshaushaltspläne auf-
zustellen. Der Haushaltsplan und seine Nachträge sind 
der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Der Haushaltsplan 
bedarf hinsichtlich des Gesamtbetrages der vorgesehe-
nen Kreditaufnahmen der Genehmigung der Aufsichts-
behörde.

(2) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

(3)  Sämtliche Einnahmen des Verbandes dürfen, soweit sie 
keine andere Zweckbestimmung haben, nur verwendet 
werden, um die Ausgaben zu bestreiten und die Verbind-
lichkeiten abzudecken.

(4)  Nicht planmäßige Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht 
oder noch nicht festgesetzt sind, können, sofern der Ver-
band dazu verpflichtet ist oder wenn durch einen Auf-
schub erhebliche Nachteile zu befürchten sind, durch 

den Vorsteher angewiesen werden. Die Anweisung ist 
vom Vorsteher und einem weiteren Vorstandsmitglied zu 
unterzeichnen. Der Vorstand stellt für die nicht planmä-
ßigen Ausgaben unverzüglich einen Nachtragshaushalt 
auf und legt ihn dem Ausschuss zur Beschlussfassung 
vor. Als Anlage ist dem Haushaltsplan eine Aufstellung 
über Rücklagen und eine Übersicht über den Schul-
denstand des Verbandes beizufügen.

§ 18 
Rechnungslegung und Prüfung

(1)  Der Vorstand stellt in der ersten Hälfte des neuen Haus-
haltsjahres die Jahresrechnung über alle Einnahmen und 
Ausgaben des vergangenen Rechnungsjahres gemäß 
dem Haushaltsplan auf.

(2)  Alle Rechnungen und Belege über Einnahmen und Aus-
gaben sind von zwei vom Ausschuss zu bestimmenden 
Ausschussmitgliedern zu überprüfen. Die zu benennen-
den Ausschussmitglieder unterliegen dem Rotations-
prinzip. Jedes Ausschussmitglied darf höchstens in zwei 
aufeinander folgenden Jahren benannt werden.

(3)  Die benannten Ausschussmitglieder haben das Prüfer-
gebnis in einer Niederschrift festzuhalten und dem Aus-
schuss bekannt zu geben. 

(4)  Die abschließende Prüfung erfolgt durch eine vom Aus-
schuss zu benennende Prüfstelle.

(5) Die Prüfstelle ist mit folgender Prüfung zu beauftragen:

 a) Einhaltung des Haushaltsplanes,
 b)  Inhalt und sachliche Begründung der Rechnungsbe-

träge,
 c) Einhaltung der haushaltsrechtlichen Vorschriften,
 d)  Einhaltung der Vorschriften über Verwaltung und 

Nachweis des Vermögens und der Schulden.

(6)  Die Prüfstelle leitet ihren Prüfbericht dem Vorsteher und 
der Aufsichtsbehörde zu.

§ 19 
Entlastung des Vorstandes

Der Vorsteher legt die Haushaltsrechnung und den Prüfbe-
richt dem Ausschuss vor. Dieser beschließt über die Entlas-
tung des Vorstandes.

§ 20 
Pflichten im Interesse der Gewässerunterhaltung

(1)  Ufergrundstücke dürfen nur so bewirtschaftet werden, 
dass die Unterhaltung der Verbandsgewässer nicht be-
einträchtigt oder unzumutbar erschwert wird.

(2)  Die vom Verband Beauftragten sind jederzeit berechtigt, 
die im Verbandsgebiet gelegenen Grundstücke zu betre-
ten und zu benutzen, soweit dies für die Durchführung 
der Verbandsaufgaben erforderlich ist. Das Betreten 
und Benutzen von gewerblichen Betriebsgrundstücken, 
Gartengrundstücken und sonstigen mit Einfriedungen 
versehenen und verschlossenen Grundstücken ist vorher 
anzukündigen. Dies gilt nicht für landwirtschaftlich ge-
nutzte Grundstücke. Entstehen durch das Benutzen der 
Grundstücke dem Betroffenen unmittelbare Vermögens-
nachteile, kann er einen Ausgleich verlangen.

(3)  Als Weide genutzte Grundstücke sind einzuzäunen. Der 
Zaun muss mindestens einen Abstand von 100 cm zur 
oberen Böschungskante haben. Für andere Einfriedun-
gen und Anlagen im Sinne der Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) können andere Ab-
stände zugelassen werden. Viehtränken, Übergänge und 
ähnliche Anlagen sind so zu unterhalten, dass sie das 
Verbandsunternehmen nicht behindern.

(4)  Der Abstand von Ackerflächen oder sonstigen intensiv 
landwirtschaftlich genutzten Flächen zum Gewässer 
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gemeinden nach dem Verhältnis der Flächeninhalte der 
Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet der vom Verband 
zu unterhaltenden Gewässer aufgeteilt.

2. Gewässerausbau

Aufwendungen des Verbandes zu Gewässerausbaumaßnah-
men gemäß § 3 Nr. 2 werden entsprechend der Bestimmun-
gen des LWG NRW in der jeweils geltenden Fassung um-
gelegt.

§ 24 
Ermittlung der Erschwernisse, Vorteile  

und Verteilung der Lasten

Für die Verteilung der Verbandslasten und Berechnung der 
Verbandsbeiträge sind vom Vorstand Veranlagungsrichtlini-
en zu erstellen, in denen die Einzelheiten zur Ermittlung der 
Beiträge bestimmt werden. Die erstellten Richtlinien sind 
vom Ausschuss zu beschließen.

§ 25 
Hebeliste

(1)  Der Vorsteher stellt im Einvernehmen mit dem Vorstand 
die Beiträge, die die Mitglieder nach dem Haushaltsplan 
oder nach den Verpflichtungen des Verbandes aufzubrin-
gen haben, nach dem Beitragsverhältnis und den Veran-
lagungsrichtlinien in einer Hebeliste fest.

(2)  Die Hebeliste ist durch den Verbandsausschuss zu be-
schließen.

(3)  Die Hebeliste kann auf Verlangen an einer vom Verbands-
vorstand zu benennenden Stelle eingesehen werden.

§ 26 
Hebung

(1)  Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge durch Bei-
tragsbescheide. Im Beitragsbescheid sind mindestens 
anzugeben:

 a) der Beitragsmaßstab,
 b) der geschuldete Betrag,
 c) die Bankverbindung des Zahlungsempfängers und
 d) die Fälligkeit.

(2)  Gegen den Beitragsbescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang Klage vor dem zuständigen Verwal-
tungsgericht erhoben werden. Das zuständige Gericht 
ist in der Rechtsmittelbelehrung zu benennen. Dies gilt 
vorbehaltlich der Verpflichtung, ein Vorverfahren durch-
zuführen.

(3)  Für nicht rechtzeitig geleistete Beitragszahlungen kön-
nen Säumniszuschläge erhoben werden.

(4) Das Rechtsmittel hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 27 
Auskunfts- Verschwiegenheitspflicht

(1)  Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband 
auf Verlangen Auskünfte, die für die Beurteilung der mit 
der Mitgliedschaft verbundenen Rechte und Pflichten 
erheblich sind, zu erteilen.

(2)  Vorstandsmitglieder, Mitglieder des Verbandsausschus-
ses und andere Personen, die über die Verbandsgeschäf-
te informiert sind oder informiert wurden, haben über 
die ihnen bekanntwerdenden oder bekanntgeworde-
nen Tatsachen und Rechtsverhältnisse Stillschweigen 
zu bewahren. Im Übrigen bleiben die Vorschriften des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) über die Ver-
schwiegenheit unberührt.

§ 28 
Ordnungsrecht

(1)  Die Mitglieder des Verbandes haben die auf Gesetz und 
Satzung beruhenden Anordnungen zur Durchführung 

muss mindestens 100 cm zur oberen Böschungskante 
betragen.

(5)  Die Anlieger haben zu dulden, dass die Ufer bepflanzt 
werden. Sie sind hierzu vorher anzuhören. Bepflanzun-
gen durch die Anlieger sind nur in Abstimmung mit dem 
Verband zulässig. Die Aufsichtsbehörde ist über die ge-
planten Maßnahmen zu informieren.

(6)  Die Eigentümer der Anliegergrundstücke sind verpflich-
tet, das oberhalb der Böschung abgelagerte Räumgut zu 
verwerten, zu beseitigen bzw. beseitigen zu lassen.

(7)  Das Räumgut ist bis zum 1. November eines jeden Jah-
res zu beseitigen. Der Verbandsvorsteher kann im Ein-
zelfall die Frist verlängern.

(8)  Der Ausschuss kann Sonderregelungen bezüglich der 
Räumgutbeseitigung beschließen.

(9)  Die Inhaber von Rechten und Befugnissen haben zu dul-
den, dass die Ausübung vorübergehend behindert oder 
unterbrochen wird, soweit es zur Durchführung des Ver-
bandsunternehmens erforderlich ist.

§ 21 
Benutzen der Grundstücke durch das Unternehmen

(1)  Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten des Gewäs-
sers und seine Anlieger haben die zur Durchführung 
des Verbandsunternehmens erforderlichen Arbeiten und 
Maßnahmen am Gewässer und auf den Ufergrundstü-
cken zu dulden. Insbesondere haben sie zu dulden, dass 
der Verband oder deren Beauftragte die Grundstücke be-
treten oder vorübergehend benutzen.

(2)  Die Anlieger und Hinterlieger haben das Einebnen des 
Aushubs auf ihren Grundstücken zu dulden, soweit da-
durch die bisherige Nutzung nicht dauernd beeinträch-
tigt wird.

(3)  Der Verband strebt eine gleichmäßige Belastung der Ge-
wässeranlieger im Rahmen der Räumgutbeseitigung an.

§ 22 
Verbandsbeiträge, Einnahmen

(1)  Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leis-
ten, die zur Erfüllung seiner Aufgaben und Verbindlich-
keiten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung er-
forderlich sind.

(2)  Die Beiträge bestehen aus Geldleistungen (Geldbeiträ-
ge) und Sachleistungen (Sachbeiträge der Gruppe B).

(3)  Einnahmen des Verbandes sind auch Leistungen Dritter, 
wie z. B. Fördermittel.

(4)  Die Beiträge werden getrennt für Unterhaltungs- und 
Ausbaumaßnahmen erhoben.

§ 23 
Beitragsverhältnis, Beitragsmaßstab

1. Gewässerunterhaltung

Die Aufwendungen des Verbandes gemäß § 3 Nr. 1 werden 
auf die beitragspflichtigen Mitglieder umgelegt.

Der Geldbeitrag der Erschwerer (Gruppe A) wird auf die 
einzelnen Erschwerer nach dem Maße der Erschwernis für 
die Gewässerunterhaltung umgelegt.

Für die Ermittlung des Geldbeitrags der Gruppe C gilt:

Der Beitrag der Gruppe A wird vom Gesamtaufwand abge-
zogen. Wenn der Sachbeitrag der Mitglieder der Gruppe B 
monetär bewertet und im Haushaltsplan berücksichtigt wird, 
ist er ebenso abzuziehen. Der verbleibende Betrag ist der 
Geldbeitrag der Mitglieder der Gruppe C.

Der Geldbeitrag der Mitglieder der Gruppe C für die Un-
terhaltung der Gewässer wird auf die einzelnen Mitglieds-
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(3)  Erschwerer, die außerhalb der zum Verband gehörenden 
Gemeinden wohnen, können schriftlich informiert wer-
den.

§ 33 
Aufsichtsbehörde

Der Verband unterliegt der Rechtsaufsicht durch die Be-
zirksregierung Münster.

§ 34 
Informationsrecht der Aufsichtsbehörde

(1)  Die Aufsichtsbehörde ist auf Verlangen über die Angele-
genheiten des Verbandes zu unterrichten. Ihr ist Einblick 
in die Unterlagen des Verbandes zu gewähren.

(2)  Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tagesord-
nung zu den Sitzungen der Verbandsorgane einzuladen. 
Ihrem Vertreter ist auf Verlangen das Wort zu erteilen.

§ 35 
Zustimmung zu Geschäften

(1)  Für die folgenden Geschäfte ist die Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde erforderlich:

 1.  zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensge-
genständen,

 2.  zur Aufnahme von Darlehen, die über 5.000 € hinaus-
gehen,

 3.  zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen 
aus Gewährverträgen und zur Bestellung von Sicher-
heiten,

 4.  zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied, 
einschließlich der Vereinbarung von Vergütungen, so-
weit sie über den Ersatz von Aufwendungen hinausge-
hen.

(2)  Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforder-
lich, die einem der in Abs. 1 genannten Geschäfte wirt-
schaftlich gleichkommen.

(3)  Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt die allgemei-
ne Zustimmung mit Begrenzung auf einen Höchstbe-
trag.

(4)  Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Aufsichtsbe-
hörde nicht innerhalb eines Monats auf die schriftliche 
Anzeige des Verbandes ihre Zustimmung versagt. Die 
Frist kann in Einzelfällen um einen Monat verlängert 
werden.

§ 36 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 03.08.2011 (im Amtsblatt 
19/2011 des Kreises Coesfeld vom 15.08.2011 veröffent-
licht) außer Kraft.

Die vom Ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes 
„Mittlere Berkel“ in seiner Sitzung am 02. Mai 2019 be-
schlossene Satzung wird gemäß § 58 Wasserverbandsgesetz 
vom 12.02.1991 (BGBl. I S. 405) in der jeweils geltenden 
Fassung aufsichtsbehördlich genehmigt und hiermit gemäß 
§§ 58 und 67 WVG öffentlich bekanntgemacht.

Münster, den 25.01.2024  Bezirksregierung Münster 
 Obere Verbandsaufsicht

 Im Auftrag 
 Gez. Ristow

des Verbandsunternehmens zu befolgen.

(2)  Kommen sie den Anordnungen nicht innerhalb der 
gesetzten Frist nach, so ist der Vorsteher zu Ersatz-
vornahmen oder zur Verhängung eines Zwangsgeldes 
berechtigt. Das Verwaltungsverfahrensgesetz und das 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz finden Anwendung.

§ 29 
Änderung der Satzung

(1)  Zuständig für Beschlüsse über Änderung der Satzung ist 
der Verbandsausschuss.

(2)  Für Beschlüsse zur Änderung der Satzung ist die Mehr-
heit der anwesenden Ausschussmitglieder erforderlich.

(3)  Änderungen des § 3 der Satzung bedürfen der Mehrheit 
von 3/4 der gültigen Stimmen der anwesenden Mitglie-
der.

(4)  Die Änderung der Satzung bedarf einer Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. Sie ist von der Aufsichtsbehörde 
öffentlich bekannt zu machen.

§ 30 
Satzungsänderung durch die Aufsichtsbehörde

Die Aufsichtsbehörde kann die Änderung der Satzung for-
dern. Kommt der Verband dieser Forderung innerhalb einer 
bestimmten Frist nicht nach, kann die Aufsichtsbehörde die 
Satzung ändern.

§ 31 
Verbandsschau, Schaubeauftragte

(1)  Die Verbandsgewässer und sonstigen nach § 3 und 4 
zum Verbandsunternehmen gehörenden Anlagen sind, 
soweit erforderlich, einmal im Jahr zu schauen.

(2)  Die Verbandsschau wird durch Beauftragte des Verban-
des (Schaubeauftragte) durchgeführt.

(3)  Der Verbandsvorsteher bestimmt Zeit und Ort der Ver-
bandsschau. Die Schaubeauftragten, die Aufsichtsbe-
hörde sowie Städte und Gemeinden mit Gebietsanteilen 
am Verbandsgebiet sind mit zweiwöchiger Frist zu la-
den. Der Verbandsvorsteher kann weitere Personen zu-
lassen.

(4)  Das Ergebnis der Verbandsschau ist in einer Nieder-
schrift festzuhalten. Diese ist vom Vorsteher und einem 
Schaubeauftragten zu unterzeichnen und der Aufsichts-
behörde zur Kenntnis zu geben.

(5)  Die Verbandsschau kann entfallen, wenn die Aufsichts-
behörde eine Schau der Gewässer durchführt. In diesem 
Fall sind die Termine für die Schau zwei Wochen vorher 
durch die Aufsichtsbehörde öffentlich bekannt zu ma-
chen. Der Vertreter der Aufsichtsbehörde hält das Ergeb-
nis der Schau in einer Niederschrift fest. Diese ist vom 
Verbandsvorsteher mit zu unterzeichnen und gilt auch 
als Niederschrift der Verbandsschau.

(6)  In Absprache mit der Aufsichtsbehörde veranlasst der 
Verbandsvorsteher die Beseitigung der festgestellten 
Mängel.

§ 32 
Öffentliche Bekanntmachungen

(1)  Die Bekanntmachungen des Verbandes sind unter An-
gabe der Bezeichnung des Verbandes vom Vorsteher 
oder einem anderen Bevollmächtigten zu unterzeich-
nen. Bekannt gemacht wird in ortsüblicher Weise in den 
Gemeinden, in deren Gebiet zum Verband gehörende 
Grundstücke liegen.

(2)  Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt die 
Bekanntmachung des Ortes, an dem die Urkunden ein-
gesehen werden können.



Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 62-68
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bandsversammlung erlischt, wenn die Voraussetzungen 
der Wahl oder der Entsendung des jeweiligen Mitglieds 
entfallen.

(4)  Scheidet ein Mitglied oder seine Stellvertreterin/sein 
Stellvertreter vor Ablauf der Wahlzeit aus, so ist für die 
restliche Wahlzeit ein neues Mitglied bzw. eine neue 
Stellvertreterin/ein neuer Stellvertreter für die Ver-
bandsversammlung zu wählen.

(5)  Die Verbandsversammlung wählt in ihrer ersten Sitzung 
aus ihrer Mitte die Vertreterin/den Vertreter einer Stadt 
für die Dauer ihrer Wahlzeit zur/zum Vorsitzenden und 
eine(n) weitere(n) Vertreter(in) zur/zum stellvertreten-
den Vorsitzenden. Die/der Vorsitzende und ihre/sein 
Stellvertreter(in) dürfen nicht Vertreter(in) derselben 
Kommune sein. Zur ersten Sitzung der Verbandsver-
sammlung nach Bildung des Verbandes wird von den 
Bürgermeisterinnen/Bürgermeistern gemeinsam einge-
laden.

(6)  Die Mitglieder der Verbandsversammlung und die 
Verbandsvorsteherin/der Verbandsvorsteher sowie ihre 
Stellvertreterin/sein Stellvertreter sind ehrenamtlich tä-
tig. Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen und 
des Verdienstausfalls in entsprechender Anwendung 
von § 45 Absatz 1 GO NRW. Die/der Vorsitzende der 
Verbandsversammlung erhält eine zusätzliche Auf-
wandsentschädigung. Die zusätzliche Aufwandsent-
schädigung wird als Sitzungsgeld gewährt. Die Höhe 
des Sitzungsgeldes für die Vorsitzende/den Vorsitzen-
den beträgt 370,00 Euro je Sitzung (Beschlussfassung 
zur Vorlage 2023/254 vom 13.09.2023).

Artikel 2

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

gez. Berthold Lülf   Ennigerloh, 22.12.2023 
Verbandsvorsteher

G e n e h m i g u n g 

Gem. § 20 Abs. 4 i. V. m. § 10 Abs. 1 und § 29 des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG) in Verbin-
dung mit § 78 Abs. 8 S. 3 des Schulgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (SchulG) in der zuletzt gültigen Fas-
sung genehmige ich im Einvernehmen mit dem Landrat des 
Kreises Warendorf als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
die 5. Satzung zur Änderung der Satzung des Schulzweck-
verbandes Beckum - Ennigerloh, beschlossen von der Ver-
sammlung des Schulzweckverbandes am 29.11.2023.

Münster, den 26. Januar 2024 Bezirksregierung Münster 
 48.02.01.01-015/2024.0001
 Im Auftrag 
 gez. Bühne

B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g

Die vorstehende 5. Satzung zur Änderung der Satzung des 
Schulzweckverbandes Beckum - Ennigerloh sowie meine 
Genehmigung werden hiermit gem. § 11 Abs. 1 des Ge-
setzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit öffentlich be-
kannt gemacht.

Münster, den 26. Januar 2024 Bezirksregierung Münster 
 48.02.01.01-015/2024.0001 
 Im Auftrag 
 gez. Bühne

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 69

32  5. Änderung der Satzung des Schulzweckverban-
des Beckum - Ennigerloh

Die Verbandsversammlung des Schulzweckverbandes Be-
ckum - Ennigerloh hat in ihrer Sitzung am 29.11.2023 die 5. 
Satzung zur Änderung der Satzung des Schulzweckverban-
des Beckum-Ennigerloh für die interkommunale Gesamt-
schule Ennigerloh-Neubeckum wie folgt beschlossen:

Präambel

Aufgrund der §§ 7 Absatz 1 und 41 Absatz 1 Satz 2 Buchsta-
be f Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
und § 78 Absatz 8 Schulgesetz für das Land Nordrhein-West-
falen und der §§ 1 und 4 bis 21 Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit und § 7 Absatz 3 Buchstabe g Satzung 
des Schulzweckverbandes Beckum-Ennigerloh für die inter-
kommunale Gesamtschule Ennigerloh-Neubeckum hat die 
Versammlung des Schulzweckverbandes Beckum-Enniger-
loh am 29.11.2023 folgende Satzung beschlossen: 

Artikel 1

Die Satzung des Schulzweckverbandes Beckum-Ennigerloh 
für die interkommunale Gesamtschule Ennigerloh-Neube-
ckum vom 20. Dezember 2011 wird wie folgt geändert: 

 1. Änderung:

§ 1 Verbandsmitglieder enthält folgende Fassung:

Die Stadt Beckum und die Stadt Ennigerloh schließen sich 
auf freiwilliger Basis gemäß § 78 Absatz 8 SchulG NRW zu 
einem Schulverband als Zweckverband (Verband) zusam-
men. Dieser Verband wird laut § 83 Absatz 1 SchulG NRW 
Träger einer interkommunalen Gesamtschule, die ab dem 
01.02.2024 den Namen „Rosa Parks Gesamtschule, Sekun-
darstufen I und II des Schulzweckverbandes Beckum-En-
nigerloh“ tragen soll. Bis dahin trägt die Gesamtschule den 
vorläufigen Namen „Gesamtschule Ennigerloh-Neube-
ckum“. Mitglieder dieses Verbandes sind die Stadt Beckum 
und die Stadt Ennigerloh.

 2. Änderung:

§ 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1)  Die Verbandsversammlung besteht aus 14 Vertreterin-
nen/Vertretern der Verbandsmitglieder. Hiervon wer-
den durch die Stadt Beckum 7 und durch die Stadt 
Ennigerloh 7 Mitglieder in die Versammlung entsandt. 
Soweit eine Ratsfraktion bei der Sitzverteilung (nach 
Hare-Niemeyer) nicht berücksichtigt wird, kann die-
se Fraktion ein Mitglied mit beratender Stimme in die 
Zweckverbandsversammlung entsenden.

(2)  Für jedes Mitglied der Verbandsversammlung ist eine 
Stellvertreterin/ein Stellvertreter für den Fall der Ver-
hinderung zu bestellen.

(3)  Die jeweiligen Mitglieder der Verbandsversammlung 
und ihre Stellvertreterinnen/Stellvertreter werden durch 
die Räte der Stadt Beckum und der Stadt Ennigerloh 
für deren Wahlzeit aus ihrer Mitte oder aus den Dienst-
kräften der Verwaltungen bestellt. Die beiden Bürger-
meisterinnen/Bürgermeister oder ein/eine von ihnen 
vorgeschlagene® Beamter/Beamtin oder 2 Angestellte/
Angestellter zählen dazu. Die jeweiligen Leitungen der 
Schulverwaltung beider Städte und die Leitung der Ge-
samtschule Ennigerloh-Neubeckum gehören der Ver-
bandsversammlung mit beratender Stimme an.

  Die Neuwahl erfolgt innerhalb von 3 Monaten nach 
der Wahl der Vertretungskörperschaften. Die Mitglie-
der und ihre Stellvertreterinnen/Stellvertreter üben ihr 
Amt nach Ablauf der Zeit, für welche sie bestellt sind, 
bis zum Amtantritt der neu gewählten Versammlungs-
mitglieder weiter aus. Die Mitgliedschaft in der Ver-
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Rechtsbegriffen zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in 
nationales Recht“ öffentlich bekannt gemacht.

 Im Auftrag 
 gez. Abdulrahman-Rohde

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 70

35  Bekanntmachung gemäß § 15 Abs. 2a des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.01.2024 
53.0283/23/0048691/0062.U Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Firma Arsol Aromatics GmbH & Co. KG, Uferstraße 
105 in 45881 Gelsenkirchen hat mit Datum vom 02.11.2023, 
die störfallrelevante Änderung gemäß § 15 Abs. 2a BIm-
SchG der immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürf-
tigen Anlage Destillationsanlage auf dem Grundstück Ufer-
straße 105 in 45881 Gelsenkirchen (Gemarkung Heßler, 
Flur 4, Flurstück 537) angezeigt.

Gegenstand der Anzeige ist die Anpassung des Regel- und 
Verriegelungskonzeptes dreier Prozessöfen. Dabei soll die 
Abschaltung der Öfen zukünftig in Abhängigkeit vom Sau-
erstoffgehalt erfolgen. Dazu werden neue Gassonden errich-
tet.

Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde daraufhin 
geprüft, ob der angemessene Sicherheitsabstand zu benach-
barten Schutzobjekten erstmalig unterschritten wird, räum-
lich noch weiter unterschritten wird oder ob eine erhebliche 
Gefahrenerhöhung ausgelöst wird.

Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf daher kei-
ner Genehmigung nach dem BImSchG.

Die Entscheidung nach § 15 Abs. 2a BImSchG wird hiermit 
in Verbindung mit dem Erlass des Ministeriums für Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW 
vom 01.09.2021 zu „Auslegungsfragen zu unbestimmten 
Rechtsbegriffen zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in 
nationales Recht“ öffentlich bekannt gemacht.

 Im Auftrag 
 gez. Abdulrahman-Rohde

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 70

36  Bekanntmachung gemäß § 15 Abs. 2a des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster  
53.0256/23/0053929-0148/0011.U  
 Münster, den 19.01.2024 
 Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Firma Ruhr Oel GmbH, Alexander-von-Humboldt-Stra-
ße 1, 45896 Gelsenkirchen hat mit Datum vom 27.11.2023 
die störfallrelevante Änderung gemäß § 15 Abs. 2a BIm-
SchG der immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürf-
tigen Anlage Cumolanlage 3 als Bestandteil der Mineralöl-
raffinerie auf dem Grundstück Pawiker Str. 30 in 45896 
Gelsenkirchen (Gemarkung Buer, Flur 8, Flurstück 24, 26, 
27, 30, 36) angezeigt.

Gegenstand der Anzeige ist die Errichtung eines ausrei-
chend bemessenen und WHG-konformen Auffangraums für 
die Cumolanlage 3 inklusive der Installation der entspre-
chender EMR-Einrichtungen zur Detektierung von auftre-
tenden Leckagen.

Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde daraufhin 

33  Öffentliche Zustellung gemäß § 10  des Ver-
waltungszustellungsgesetzes des Landes Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG 
NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) 

Für 
Frau/Herrn 
Caner Ibis 

Letzte hier bekannte Anschrift: 
Friedrich-Ebert-Straße 100 
23774 Heiligenhafen 

kann ein Schriftstück des Dezernates 27 der Bezirksregie-
rung Münster vom 05.09.2023 - Aktenzeichen: 29-27.2.3 
- 52S0-181967-1 - nicht bekanntgegeben werden, da der 
derzeitige Aufenthaltsort unbekannt ist. 

Sie/er wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück an folgen-
der Adresse unverzüglich abzuholen:

 Bezirksregierung Münster - Dezernat 27 -  
 Albrecht-Thaer-Straße 9 
 Raum N 3086  
 48147 Münster

Hinweis: 
Gemäß § 10 Abs. 2 Satz 7 LZG NRW gilt das Schriftstück 
als zugestellt, wenn seit dem Tag des Aushangs dieser Be-
nachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf 
hingewiesen, dass mit dieser Zustellung des Schriftstücks 
durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen.

Münster, 25.01.2024  Bezirksregierung Münster  
 - Dezernat 27 - 

 Im Auftrag  
 gez. Chong

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 70

34  Bekanntmachung gemäß § 15 Abs. 2a des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster  Münster, den 23.01.2024 
53.0241/23/0048691/0060.U Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Firma Arsol Aromatics GmbH & Co. KG, Uferstraße 
105 in 45881 Gelsenkirchen hat mit Datum vom 02.11.2023, 
die störfallrelevante Änderung gemäß § 15 Abs. 2a BIm-
SchG der immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürf-
tigen Anlage Destillationsanlage auf dem Grundstück Ufer-
straße 105 in 45881 Gelsenkirchen (Gemarkung Heßler, 
Flur 4, Flurstück 537) angezeigt.

Gegenstand der Anzeige ist die Erweiterung des bestehen-
den Schwefelsäurebrenners, in dem bislang Erdgas ein-
gesetzt wurde, um den Brennstoff Kokereigas sowie die 
Errichtung einer Gasarmaturstrecke für Kokereigas mit zu-
gehöriger Absicherung.

Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde daraufhin 
geprüft, ob der angemessene Sicherheitsabstand zu benach-
barten Schutzobjekten erstmalig unterschritten wird, räum-
lich noch weiter unterschritten wird oder ob eine erhebliche 
Gefahrenerhöhung ausgelöst wird.

Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf daher kei-
ner Genehmigung nach dem BImSchG.

Die Entscheidung nach § 15 Abs. 2a BImSchG wird hiermit 
in Verbindung mit dem Erlass des Ministeriums für Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW 
vom 01.09.2021 zu „Auslegungsfragen zu unbestimmten 
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treiben, soweit in den Nebenbestimmungen nichts anderes 
bestimmt ist.

Die Antragsunterlagen sind Bestandteil dieser Genehmi-
gung.

Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin.

Gleichzeitig erteile ich Ihnen gemäß § 9 BImSchG für An-
lagen der Nr. 4.2.21 (G, E) und Nr. 4.2 (V) des Anhangs 1 
der 4. BImSchV den

Vorbescheid 

für die TG II, TG III sowie über den Standort einer Anlage 
zum Mischen und Konfektionieren (Abpacken) von Biozi-
den oder ihrer Wirkstoffe und einer Anlage zum Formulie-
ren von Stoffgemischen durch Lösen und Neutralisieren in 
Ansatzbehältern, einschließlich von

 −  108 Stellplätze für ISO-Tankcontainer und ein  
Sicherstellungsbereich für einen ISO-Tankcontainer

 −  Anlagen zu Branderkennung, Brandmeldung und  
Löscheinrichtungen

 − Auffangwannen für wassergefährdende Stoffe
 − Einrichtungen zur Löschwasserrückhaltung
 −  8 Abfüllanlagen innerhalb der Halle, 10 Andockstel-

len, Bewegungsfläche, Kommissionierung
 −  vier Be- und Entladerampen (ca. 2.440 m² Hallenflä-

che)
 − der dazugehörigen Infrastruktur
 −  sowie über den Standort eines Verwaltungsgebäudes 

TG III (ca. 640 m² Grundfläche)

auf dem Grundstück Lübecker Str. 10 in 48163 Münster 
(Gemarkung Amelsbüren, Flur 38, Flurstück 190 TG I u. 
TG III, 191 TG II).

Der Vorbescheid berechtigt nicht zur Errichtung oder Ände-
rung der Anlage oder von Teilen der Anlage.

Die Antragsunterlagen sind Bestandteil des Vorbescheides. 
Sofern sich aus dem Folgenden nichts Abweichendes ergibt, 
ist der Vorbescheid nur in dem Umfang genehmigt, wie er 
in den mit diesem Bescheid verbundenen Antragsunterlagen 
dargestellt wurde.

Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin.“

Ich weise darauf hin, dass der Genehmigungsbescheid unter 
Auflagen ergangen ist, unter anderem zum Baurecht/Brand-
schutz, Immissionsschutzrecht, Anlagensicherheit, Wasser-
recht, Bodenschutzrecht, Natur- und Artenschutzrecht und 
Arbeitsschutzrecht.

Eine Ausfertigung des gesamten Bescheides liegt in der Zeit 
vom 05.02.2024 bis einschließlich 19.02.2024 während der 
Dienststunden an folgenden Stellen aus:

1.  Stadtverwaltung Münster, Kundenzentrum Planen und 
Bauen, Stadthaus 3, Albersloher Weg 33, 48155 Münster, 
Tel.-Nr.: 0251/492-6195

2.  Bezirksregierung Münster, Dezernat 53, Zimmer N 
5011, Albrecht-Thaer-Str. 9, 48147 Münster, Tel.-Nr.: 
0251/411-0

Der Bescheid ist parallel zur Auslegung auch auf dem 
UVP-Portal (www.uvp-verbund.de/nw) verfügbar.

Gemäß § 10 Abs. 8a BImSchG ist der Bescheid zusätzlich 
auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster dauer-
haft verfügbar.

Der Bescheid kann bis zum Ablauf der Klagefrist von den-
jenigen, die Einwendungen erhoben haben, bei der Bezirks-
regierung Münster schriftlich oder elektronisch angefordert 
werden.

Mit dem Ende der genannten Auslegungsfrist gilt der Be-
scheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwendungen 

geprüft, ob der angemessene Sicherheitsabstand zu benach-
barten Schutzobjekten erstmalig unterschritten wird, räum-
lich noch weiter unterschritten wird oder ob eine erhebliche 
Gefahrenerhöhung ausgelöst wird.

Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf daher kei-
ner Genehmigung nach dem BImSchG.

Die Entscheidung nach § 15 Abs. 2a BImSchG wird hiermit 
in Verbindung mit dem Erlass des Ministeriums für Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW 
vom 01.09.2021 zu „Auslegungsfragen zu unbestimmten 
Rechtsbegriffen zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in 
nationales Recht“ öffentlich bekannt gemacht.

 Im Auftrag 
 gez. Bierkamp

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 70-71

37  Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 7 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster   
500-53.0005/20/0014322-0001/0001.V  
 Münster, den 25.01.2024  
 Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat der Firma MC Chemielo-
gistik GmbH & Co. KG, Bürgerkamp 1 in 48565 Steinfurt 
mit Datum vom 18.12.2023 eine Genehmigung mit folgen-
dem verfügenden Teil erteilt:

„Ich erteile Ihnen gemäß § 4 in Verbindung mit § 8 Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG1), in Verbindung 
mit § 1 Abs. 1 und Ziffer 9.3.1 (Verfahrensart G) und der 
Nebenanlage Ziffer 9.2.2 (Verfahrensart V) des Anhangs 1 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. 
BImSchV) die

1. Teilgenehmigung

zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage zur Lagerung 
von festen und flüssigen Gefahrstoffen in verkehrsrechtlich/
gefahrgutrechtlich zugelassenen Gebinden auf Paletten in 
Regallagerung sowie zum Umschlag der v.g. Gefahrstoffe 
(Distributionszentrum für Chemikalien).

Die Genehmigung umfasst die Errichtung und den Betrieb 
eines Hochregallagers mit einer Grundfläche von insgesamt 
ca. 8.500 m² (brutto) mit 8 Einheiten für die Lagerung un-
terschiedlicher Lagerklassen (LGK) und einer Gesamtlager-
kapazität

von max. 10.000 t (12.000 Palettenstellplätzen), einschließ-
lich von
 − 12 Be- und Entladerampen,
 − einem Handlingsbereich,
 − zwei Kommissionierzonen,
 −  Branderkennungs-, Brandmelde- und Löschein-

richtungen (CO
2
-Löschanlage),

 − integrierter Büro- und Sozialtrakt,
 − Infrastruktur.

Die Anlage darf auf dem Grundstück Lübecker Str. 10 in 
48163 Münster (Gemarkung Amelsbüren, Flur 38, Flur-
stück 190) errichtet und betrieben werden.

Der Genehmigung liegt der Ausgangszustandsbericht 
(AZB) vom 17.02.2021 zu Grunde.

Die Anlage ist entsprechend der mit dieser Genehmigung 
verbundenen Antragsunterlagen 2 zu errichten und zu be-

1 Gesetzestexte und Fun stellen siehe Anhang 2
2 Antragsunterlagen siehe Anhang 1
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39  Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG 
NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94)

Herrn Johannes Kühl jun. - letzte hier bekannte Anschrift: 
Arlinghausstraße 1b, 49624 Löningen - kann ein Schrift-
stück der Studierendenwerk Münster AöR vom 28.11.2023 
nicht zugestellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort un-
bekannt ist. Er wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück 
bei der Studierendenwerk Münster AöR, Bismarckallee 11, 
48151 Münster abzuholen.

Hinweis:
Gemäß § 10 Abs. 2 S. 7 LZG NRW gilt das Schriftstück als 
zugestellt, wenn seit dem Tag des Aushangs dieser Benach-
richtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf 
hingewiesen, dass mit dieser Zustellung des Schriftstücks 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen.

 Im Auftrag 
 gez. Kröger

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 72

38  Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG 
NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94)

Für
Herrn Zaid Al Rawahneh, 
letzte bekannte Anschrift Weseler Straße 315, 48151 Müns-
ter, 

kann eine Anhörung des Polizeipräsidiums Münster vom 
24.01.2024 -Az.: ZA 1.2.1-22.57.06.50-Al Rawahneh nicht 
zugestellt werden.

Sie werden hiermit aufgefordert, die Anhörung an folgender 
Adresse unverzüglich abzuholen: 

Polizeipräsidium Münster
Direktion ZA 1.2
Friesenring 43
48147 Münster

Hinweis:
Gemäß § 10 Abs. 2 S. 7 LZG NRW gilt das Schriftstück als 
zugestellt, wenn seit dem Tag des Aushangs dieser Benach-
richtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf 
hingewiesen, dass mit dieser Zustellung des Schriftstücks 
durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 

Münster, den 26.01.2024     Polizeipräsidium Münster

 Im Auftrag  
 gez. Fieke, Rlin

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 72

erhoben haben, als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Münster erho-
ben werden.

 Im Auftrag 
 gez. Terhorst

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 71-72

C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen









Amtsblatt
für den Regierungsbezirk Münster

Bezirksregierung Münster

48128 Münster

Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die 
 Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – in 48128 Münster zu richten. – Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger 
erscheint wöchentlich. Redaktionsschluss: Freitag 10.00 Uhr. – Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich 
51,00 €. Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €. Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 0,50 € 
Versandkosten erhoben. Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 2,00 € Versandkosten, werden Ende des Jahres per 
Rechnung ausgewiesen.

Abonnementsbestellungen und – Kündigungen wie folgt:
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04.
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10.

Bezug durch die Bezirksregierung Münster
Domplatz 1-3, 48143 Münster,
Auskunft erteilt Frau Brockmeier, Tel. 0251-411-1097
Email: poststelle@brms.nrw.de

Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Münster  
Druck, Vertrieb und Herausgeber: Bezirksregierung Münster


